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Verordnung
des Bundesministeriums
far Erndhrung und Landwirtschaft

Verordnung zur Anderung der Tierschutz-Hundeverordnung und
der Tierschutztransportverordnung

A. Problem und Ziel

Bei der Festlegung der Anforderungen an eine tierschutzgerechte Hundehaltung und
Hundezucht mussen neue wissenschaftliche Erkenntnisse tber die Bedurfnisse von Hun-
den bertcksichtigt werden. Zudem soll den besonderen Bedingungen beim Einsatz von
Herdenschutzhunden zum Schutz von Nutztieren vor Beutegreifern Rechnung getragen
werden. Aul3erdem soll ein Ausstellungsverbot fir Hunde mit Qualzuchtmerkmalen gere-
gelt werden.

Die Einhaltung der Temperaturgrenzwerte ist eine zentrale Voraussetzung fir eine tier-
schutzgerechte Beforderung von Tieren. Versto3e gegen die durch das europaische
Recht vorgegebenen Temperaturanforderungen muissen daher als Ordnungswidrigkeit
geahndet und mit BuRgeld bewehrt werden kdnnen. AuRerdem sollen auch im nationalen
Recht Regelungen fir innerstaatliche Beforderungen bei hohen Temperaturen geschaffen
werden.

B. LOosung; Nutzen
Anderung der Tierschutz-Hundeverordnung und der Tierschutztransportverordnung.

Ubergeordnetes Ziel der vorliegenden Verordnung ist es, den Tierschutz in der Hundehal-
tung und —zucht sowie beim Transport von Tieren zu erhéhen. Bei den neuen Anforde-
rungen an die Hundezucht soll sich das angestrebte Ziel bereits kurzfristig in besser so-
zialisierten und habituierten Hunden widerspiegeln. Der Nutzen im Hinblick auf das Aus-
stellungsverbot fur Hunde mit Qualzuchtmerkmalen ist aufgrund des generell-praventiven
Charakters tendenziell eher mittel- oder langfristig zu erwarten, wenn die Nachfrage nach
entsprechenden Hunden durch die Regelung sinkt. Die Anderung der Tierschutztrans-
portverordnung bewirkt, dass bei innerstaatlichen Beférderungen zu einem Schlachthof
der Transport bei einer AuRentemperatur von mehr als 30 Grad Celsius entweder inner-
halb von viereinhalb Stunden beendet sein muss oder Transportmittel verwendet werden
missen, die Uber Liftungssysteme verfligen. Dies soll bei Tieren, die langer als vierein-
halb Stunden transportiert werden, unnétige Leiden im Sinne des Artikel 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1/2005 durch Hitzestress vermeiden.

C. Alternativen

Beibehaltung der geltenden Rechtslage. In diesem Fall blieben wesentliche Erkenntnisse
Uber die Bedirfnisse von Hunden und Uber den Tierschutz bei der Beférderung von Tie-
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ren unbericksichtigt. Bei der Aufzucht von Hunden ist der menschliche Kontakt zur Ver-
meidung der Entwicklung von Verhaltensproblemen entscheidend. Mdgliche Defizite sind
daher durch Vorgabe einer taglichen Mindestbetreuungszeit fur die Welpen auszuschlie-
3en.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Durch diese Verordnung entstehen keine Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand.
E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand far Burgerinnen und Birger

Fur die Birgerinnen und Birger entsteht durch diese Verordnung ein einmaliger Erfil-
lungsaufwand in H6he von rund 2,875 Millionen Euro. Der jahrliche Erfullungsaufwand far
die Birgerinnen und Burger erhéht sich um rund 94 000 Euro.

E.2 Erfallungsaufwand fir die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft erhéht sich der jahrliche Erflllungsaufwand durch die Verordnung um
rund 988 000 Euro. Burokratiekosten aus Informationspflichten fallen dabei nicht an. Wei-
terhin entsteht durch diese Verordnung fur die Wirtschaft ein einmaliger Erfillungsauf-
wand in Héhe von rund 7 Millionen Euro.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur die Verwaltung der Lander (inkl. Kommunen) erhéht sich der jahrliche Erfullungsauf-
wand durch diese Verordnung um rund 144 000 Euro.

F. Weitere Kosten

Der Wirtschaft entstehen durch diese Verordnung keine weiteren Kosten. Auswirkungen
auf die Einzelpreise, das Preisniveau und insbesondere das Verbraucherpreisniveau sind
nicht zu erwarten.
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Verordnung
des Bundesministeriums
far Erndhrung und Landwirtschaft

Verordnung zur Anderung der Tierschutz-Hundeverordnung und
der Tierschutztransportverordnung

Bundeskanzleramt Berlin, 7. Mai 2021
Staatsminister bei der Bundeskanzlerin

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprasidenten
Dr. Reiner Haseloff

Sehr geehrter Herr Président,

hiermit Gbersende ich die vom Bundesministerium fir Erndhrung und
Landwirtschaft zu erlassende

Verordnung zur Anderung der Tierschutz-Hundeverordnung
und der Tierschutztransportverordnung

mit Begriindung und Vorblatt.

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des
Grundgesetzes herbeizufihren.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemaR 8§ 6 Absatz 1
NKRG ist als Anlage beigefiigt.

Mit freundlichen GrufRRen
Dr. Hendrik Hoppenstedt
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Verordnung zur Anderung
der Tierschutz-Hundeverordnung und der Tierschutztransportverord-
nung

Vom ...

Das Bundesministerium fur Erndhrung und Landwirtschaft verordnet, jeweils nach An-
horung der Tierschutzkommission, auf Grund

- des § 2a Absatz 1 Nummer 1 bis 5 und des § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, jeweils
in Verbindung mit § 16b Absatz 1 Satz 2, des Tierschutzgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBI. | S. 1206, 1313), von denen § 2a Absatz 1 zuletzt
durch Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a des Gesetzes vom 28. Juli 2014 (BGBI. | S. 1308)
und 8§ 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 durch Artikel 1 Nummer 22 des Gesetzes vom 4. Juli
2013 (BGBI. I S. 2182) geandert worden sind,

- des § 2a Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 16b
Absatz 1 Satz 2 des Tierschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai
2006 (BGBI. I S. 1206, 1313), von denen § 2a Absatz 2 Satz 1 durch Artikel 3 Nummer 1
Buchstabe b des Gesetzes vom 28. Juli 2014 (BGBI. | S. 1308) geandert worden ist, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur

- des § 18a Nummer 1 in Verbindung mit 8 16b Absatz 1 Satz 2 des Tierschutzgesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBI. | S. 1206, 1313), von denen

8§ 18a Nummer 1 zuletzt durch Artikel 20 Nummer 1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010
(BGBI. I S. 1934) geéandert worden ist:

Artikel 1

Anderung der Tierschutz-Hundeverordnung

Die Tierschutz-Hundeverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai
2001 (BGBI. | S. 838), die durch Artikel 3 der Verordnung vom 12. Dezember 2013 (BGBI.
| S. 4145) geéandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. 82 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Einem Hund ist nach MalRgabe des Satzes 3

1. ausreichend Auslauf im Freien auRerhalb eines Zwingers zu gewahren und

2. mehrmals taglich in ausreichender Dauer Umgang mit der Person, die den
Hund halt, betreut oder zu betreuen hat (Betreuungsperson), zu gewahren.

Satz 1 Nummer 2 gilt nicht fir das Halten von Welpen bis zu einem Alter von zwan-
zig Wochen nach § 3 Absatz 4. Auslauf und Sozialkontakte sind der Rasse, dem
Alter und dem Gesundheitszustand des Hundes anzupassen.”
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2.

b)

Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefligt:
.Die Gruppenhaltung ist so zu gestalten, dass
1. furjeden Hund der Gruppe
a) ein Liegeplatz zur Verfigung steht und

b) eine individuelle Fitterung sowie eine individuelle gesundheitliche
Versorgung moglich sind

und
2. keine unkontrollierte Vermehrung stattfinden kann.*
bb) In dem neuen Satz 3 werden die Worter ,dem Verhalten oder dem Gesund-

heitszustand” durch die Worter ,des Verhaltens oder des Gesundheitszu-
stands” ersetzt.

§ 3 wird wie folgt geéandert:

a)

b)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.83
Anforderungen an das Halten beim Zichten®.
Dem Wortlaut werden die folgenden Abséatze 1 bis 5 vorangestellt:

»(1) Wer mit Hunden ziichtet, hat einer Hlindin spéatestens drei Tage vor der
zu erwartenden Geburt bis zum Absetzen der Welpen eine Wurfkiste nach
Mal3gabe des Satzes 2 zur Verfligung zu stellen. Die Wurfkiste muss

1. der GroRRe der Hiindin und der zu erwartenden Zahl und Grél3e der Welpen
angemessen sein; insbesondere muss die Hiindin in Seitenlage ausgestreckt
in der Wurfkiste liegen kdnnen,

2. so gestaltet sein, dass die Gesundheit der Hiindin und der Welpen sowie die
Lufttemperatur kontrolliert werden kénnen, und

3. ander Innenseite der Seitenwande mit Abstandshaltern ausgestattet sein.

Eine Wurfkiste muss nicht zur Verfiigung gestellt werden, wenn die Hindin und die
Welpen im Freien gehalten werden und die Schutzhitte nach § 4 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 den dort in Absatz 2 genannten Anforderungen genugt und zusétzlich
den Anforderungen nach Satz 2 Nummer 1 bis 3 entspricht.

(2) Eine Hundin mit Welpen muss so gehalten werden, dass sie sich von ih-
ren Welpen zuriickziehen kann.

(3) Innerhalb einer Wurfkiste oder einer Schutzhitte ist vom Zichter im Lie-
gebereich der Welpen eine Lufttemperatur zu gewéhrleisten, die unter Berticksich-
tigung rassespezifischer Besonderheiten eine Unterkiihlung oder Uberhitzung der
Welpen verhindert. Von einer Unterkiihlung der Welpen ist in der Regel bei einer
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Lufttemperatur von unter 18 Grad Celsius wahrend der ersten zwei Lebenswochen
auszugehen.

(4) Welpen ist vom Zichter bis zu einem Alter von zwanzig Wochen mindes-
tens vier Stunden je Tag Umgang mit einer Betreuungsperson zu gewahren.

(5) Werden Welpen in RAumen gehalten, muss ihnen vom Zichter ab einem
Alter von finf Wochen mindestens einmal taglich fir eine angemessene Dauer
Auslauf im Freien gewahrt werden. Der Auslauf muss so beschaffen sein, dass
von ihm keine Verletzungsgefahr fir die Welpen ausgeht. Insbesondere muss si-
chergestellt sein, dass die Welpen nicht mit Strom fihrenden Vorrichtungen oder
Vorrichtungen, die elektrische Impulse aussenden, in Beriihrung kommen kdnnen.
Die benutzbare Bodenflache des Auslaufs muss der Zahl und der GroR3e der Wel-
pen angemessen sein. Die MalRe der benutzbaren Bodenflache missen mindes-
tens die in § 6 Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zwingermalie betragen. Die Einfrie-
dung des Auslaufs muss aus gesundheitsunschadlichem Material bestehen und
so beschaffen sein, dass die Welpen sie nicht Giberwinden kénnen und sich nicht
daran verletzen kénnen.”

c) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 6 und wird wie folgt geandert:
aa) Das Wort ,zehn“ wird durch das Wort ,funf* ersetzt.
bb) Folgender Satz wird angefugt:

.Eine Betreuungsperson darf bis zu drei Hindinnen mit Welpen gleichzeitig
betreuen.”

3. 8§ 4 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. aullerhalb der Schutzhitte ein witterungsgeschitzter, schattiger und warme-
gedammter Liegeplatz, der weich oder elastisch verformbar ist und der so
beschaffen ist, dass der Hund in Seitenlage ausgestreckt liegen kann,".

b) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 werden die Woérter ,hinlegen und“ durch die Worter
»=ausgestreckt hinlegen kann sowie" ersetzt.

c) Folgender Absatz 3 wird angeflgt:

»(3) Abweichend von Absatz 1 dirfen Herdenschutzhunde wahrend ihrer Té-
tigkeit oder ihrer Ausbildung zum Schutz von landwirtschaftlichen Nutztieren vor
Beutegreifern im Freien gehalten werden, wenn

1. sichergestellt ist, dass jedem Herdenschutzhund ausreichend Schutz vor wid-
rigen Witterungseinflissen zur Verfligung steht, und

2. zeitweilig oder dauerhaft umzaunte Flachen, die mit Strom fihrenden Vorrich-
tungen zur Abwehr von Beutegreifern versehen sind, so bemessen sind, dass
ein Herdenschutzhund mindestens sechs Meter Abstand zu diesen Vorrich-
tungen halten kann.

Sofern die ortlichen Gegebenheiten die Einhaltung des Abstandes nach Satz 1
Nummer 2 nicht zulassen, geniigt abweichend davon ein Abstand von vier Me-
tern.”

4. 85 wird wie folgt geandert:
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a)

b)

c)

d)

Der Uberschrift werden die Worter ,und Raumeinheiten® angefiigt.

In Absatz 1 werden jeweils nach dem Wort ,Raumen” die Worter ,oder Raumein-
heiten” eingeflgt.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Ein Hund darf in RGumen oder Raumeinheiten, die nach ihrer Zweckbe-
stimmung nicht dem Aufenthalt von Menschen dienen, nur dann gehalten werden,
wenn

1. die benutzbare Bodenflache die Anforderungen an die MalRe nach § 6 Absatz
2 Satz 1 erfullt,

2. fur den Hund der freie Blick aus dem Gebaude oder der Raumeinheit heraus
gewabhrleistet ist und

3. bis zu einer HOhe, die der aufgerichtete Hund mit den Vorderpfoten erreichen
kann, keine Strom filhrenden Vorrichtungen, mit denen der Hund in Beriihrung
kommen kann, oder Vorrichtungen, die elektrische Impulse aussenden, vor-
handen sind.

Satz 1 Nummer 2 gilt nicht, wenn dem Hund tagstber stéandig ein Auslauf ins Freie
zur Verfligung steht.”

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Ein Hund darf in nicht beheizbaren Raumen oder Raumeinheiten nur gehalten
werden, wenn

1. diese mit einer Schutzhiitte nach § 4 Absatz 2 oder einem trockenen Liege-
platz, der weich oder elastisch verformbar ist und der einen ausreichenden
Schutz vor Luftzug und Kélte bietet, ausgestattet sind sowie

2. aulerhalb der Schutzhiitte ein warmegedammter Liegebereich zur Verfliigung
steht, der weich oder elastisch verformbar ist.”

5. § 6 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 2 werden die Worter ,sowie fur jede Hindin mit Welpen* gestri-
chen.

bb) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingeflgt:

»3. fur jede Hindin mit Welpen das Doppelte der benutzbaren Bodenfla-
che nach Nummer 1 zur Verfigung stehen,".

cc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.
Dem Absatz 5 wird folgender Satz angeflgt:

LSatz 1 gilt nicht fir Zwinger, in denen sozial unvertragliche Hunde gehalten wer-
den.”

Absatz 6 wird aufgehoben.
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8§ 7 wird wie folgt gefasst:

.87
Anbindehaltung

(1) Hunde durfen nicht angebunden gehalten werden.

(2) Ein Hund, der fir eine Tatigkeit an wechselnden Orten ausgebildet wird oder
wurde und flr die Verrichtung der Téatigkeit voribergehend an einem anderen Ort als
dem Ort, wo er dauerhaft gehalten wird, untergebracht wird, darf dort angebunden ge-
halten werden, wenn

1. die Anbindung mindestens drei Meter lang und gegen ein Aufdrehen gesichert ist,

2. das Anbindematerial von geringem Eigengewicht und so beschaffen ist, dass sich
der Hund nicht verletzen kann, sowie

3. breite, nicht einschneidende Brustgeschirre oder Halsbander verwendet werden,
die so beschaffen sind, dass sie sich nicht zuziehen und nicht zu Verletzungen
fihren kénnen.“

§ 8 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 2 werden die Worter ,mindestens einmal taglich und die Anbindevor-
richtung” gestrichen.

b) In Nummer 3 werden die Wérter ,in einem Fahrzeug" gestrichen und werden nach
dem Wort ,verbleibt;" die Worter ,dies gilt insbesondere fur den Aufenthalt in Fahr-
zeugen oder Wintergérten sowie sonstigen abgegrenzten Bereichen, in denen die
Lufttemperatur schnell ansteigen kann;" angeflgt.

8 10 wird wie folgt gefasst:

H§ 10
Ausstellungsverbot

Es ist verboten, Hunde auszustellen oder Ausstellungen mit Hunden zu veranstalten,

1. bei denen Korperteile, insbesondere Ohren oder Rute, tierschutzwidrig vollstandig
oder teilweise amputiert worden sind oder

2. bei denen erblich bedingt

a) Korperteile oder Organe fur den artgemafRen Gebrauch fehlen oder untauglich oder
umgestaltet sind und hierdurch Schmerzen, Leiden oder Schaden auftreten,

b) mit Leiden verbundene Verhaltensstérungen auftreten,

c) jeder artgemale Kontakt mit Artgenossen bei ihnen selbst oder einem Artgenossen
zu Schmerzen oder vermeidbaren Leiden oder Schaden fuhrt oder

d) die Haltung nur unter Schmerzen oder vermeidbaren Leiden mdglich ist oder zu
Schaden fiihrt.
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10.

Satz 1 qilt entsprechend firr sonstige Veranstaltungen, bei denen Hunde verglichen,
geprift oder sonst beurteilt werden.”

§ 12 wird wie folgt ge&ndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:
aa) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefiigt:

A entgegen 8§ 3 Absatz 1 Satz 1 eine Wurfkiste nicht, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig zur Verfiigung stellt,".

bb) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3 und die Angabe ,8 3" wird durch die
Worter ,8 3 Absatz 6 Satz 1“ ersetzt und das Wort ,zehn* wird durch das Wort
Jfunf* ersetzt.

cc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.
dd) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 und wird wie folgt gefasst:

.D. entgegen 8 5 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3, § 6 Absatz
1 oder § 7 Absatz 1 einen Hund hélt oder*.

ee) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Ordnungswidrig im Sinne des 8§ 18 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b des
Tierschutzgesetzes handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen 8 10 Satz 1,
auch in Verbindung mit Satz 2, einen Hund ausstellt oder eine Ausstellung veran-
staltet.”

Nach § 12 wird folgender § 13 eingeflgt:

H§ 13
Anwendungsbestimmungen

(1) 82 Absatz 2 und 88 3 und 7 in der sich jeweils aus Artikel 1 Nummer 1 Buch-
stabe b und Nummer 2 und 6 der Verordnung zur Anderung der Tierschutz-Hundever-
ordnung und der Tierschutztransportverordnung vom ... (BGBI. | S. ...) [einsetzen: Ver-
kundungsdaten dieser Anderungsverordnung] ergebenden Fassung sind erst ab dem
... [einsetzen: Datum des ersten Tages des zwdlften auf das Inkrafttreten dieser Ande-
rungsverordnung folgenden Kalendermonats] anzuwenden. Bis zu dem in Satz 1 ge-
nannten Zeitpunkt sind die am ... [einsetzen: Tag der Verkiindung dieser Anderungs-
verordnung] geltenden Vorschriften weiter anzuwenden.

(2) 86 Absatz 2 in der sich aus Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a der Verordnung
zur Anderung der Tierschutz-Hundeverordnung und der Tierschutztransportverord-
nung vom ... (BGBI. | S. ...) [einsetzen: Verkiindungsdaten dieser Anderungsverord-
nung] ergebenden Fassung ist erst ab dem ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des
vierundzwanzigsten auf das Inkrafttreten dieser Verordnung folgenden Kalendermo-
nats] anzuwenden. Bis zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt ist die am ... [einsetzen:
Tag der Verkindung dieser Anderungsverordnung] geltende Vorschrift weiter anzu-
wenden.*”
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Artikel 2

Anderung der Tierschutztransportverordnung

Die Tierschutztransportverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Feb-
ruar 2009 (BGBI. | S. 375), die zuletzt durch Artikel 9 Absatz 14 des Gesetzes vom 3. De-
zember 2015 (BGBI. | S. 2178) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 8§10 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

b)

a)

b)

aa) In Satz 1 wird das Wort ,unionsrechtliche” durch das Wort ,unionsrechtlichen*
ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefligt:
~Abweichend von Satz 1 darf die Befdrderung nicht langer als viereinhalb
Stunden dauern, wenn nicht sichergestellt ist, dass die Aul3entemperatur wah-

rend der Beforderung zu keinem Zeitpunkt mehr als 30 Grad Celsius betragt.”

cc) In dem neuen Satz 3 werden die Worter ,Dies gilt nicht* durch die Warter ,Die
Satze 1 und 2 gelten nicht* ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Nach der Angabe ,Absatz 1" wird die Angabe ,Satz 1" eingefiigt.
bb) In Nummer 1 wird die Angabe ,3" durch die Angabe ,3.1 bis 3.4" ersetzt.
cc) Folgender Satz wird angeflgt:
»Absatz 1 Satz 2 gilt nicht, soweit die Nutztiere in Transportmitteln befoérdert

werden, die die Anforderungen nach Anhang | Kapitel VI Nummer 3.1 bis 3.4
der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 erfillen.”

§ 21 wird wie folgt geéndert:

In Absatz 1 Nummer 10 wird die Angabe ,8 10 Abs. 1 Satz 1“ durch die Worter
»8 10 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2,” ersetzt und wird die Angabe
,8 12 Abs. 2 Satz 1" durch die Wérter ,§ 12 Absatz 2 Satz 1" ersetzt.

In Absatz 3 Nummer 12 werden nach der Angabe ,Kapitel VI Nr. 1.6, 1.7, 1.9, 2.1,
2.2, 2.3" ein Komma und die Angabe ,3.1, 3.2, 3.3 Satz 1, Nr. 3.4“ eingeflgt.

INn§5Satz 1,86 Satz1, 8§ 7 Absatz 1 Satz 1, 8§ 9 Absatz 1 Satz 1, den 88 11,12 Absatz

1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sowie in 8 13 Absatz 1 Satz 1 wird jeweils das Wort
Lunionsrechtliche" durch das Wort ,unionsrechtlichen* ersetzt.
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Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des ersten auf die
Verkindung folgenden Quartals] in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Bei der Festlegung der Anforderungen an eine tierschutzgerechte Hundehaltung und Hun-
dezucht missen neue wissenschaftliche Erkenntnisse tber die Bedurfnisse von Hunden
bertcksichtigt werden. Zudem soll den besonderen Bedingungen beim Einsatz von Her-
denschutzhunden zum Schutz von Nutztieren vor Beutegreifern Rechnung getragen wer-
den. AulRerdem soll ein Ausstellungsverbot fir Hunde mit Qualzuchtmerkmalen geregelt
werden.

Die Einhaltung der Temperaturgrenzwerte ist eine zentrale Voraussetzung fur eine tier-
schutzgerechte Beférderung von Tieren. VerstéRe gegen die durch das europaische Recht
vorgegebenen Temperaturanforderungen miissen daher als Ordnungswidrigkeit geahndet
und mit Bul3geld bewehrt werden kénnen. Aul3erdem sollen auch im nationalen Recht Re-
gelungen fur innerstaatliche Beférderungen bei hohen Temperaturen geschaffen werden.

Il. Wesentlicher Inhalt der Verordnung

Die Anforderungen an die Hundezucht werden verscharft, insbesondere um eine ausrei-
chende Sozialisierung der Hundewelpen gegeniiber dem Menschen und Artgenossen so-
wie eine Gewohnung an Umweltreize zu gewahrleisten. So darf in der gewerbsmaRigen
Hundezucht eine Betreuungsperson kiinftig maximal drei Wirfe gleichzeitig betreuen. Zu-
dem wird eine Mindestzeit von vier Stunden fir den téaglichen Umgang mit den Welpen
vorgegeben. Dies gilt auch fur anderes als das gewerbsmagige Zuchten von Hunden.

Fur die besonderen Bedingungen beim Einsatz und der Ausbildung von Herdenschutzhun-
den werden nunmehr spezielle Regelungen getroffen. So wird u.a. klargestellt, dass das
Vorhalten einer Schutzhitte beim Einsatz von Herdenschutzhunden nicht erforderlich ist,
wenn ein anderer ausreichender Schutz vor widrigen Witterungseinfliissen zur Verfliigung
steht.

Die Anforderungen an die Hundehaltung werden konkretisiert und verscharft. So wird die
Anbindehaltung von Hunden grundsatzlich verboten. Sie ist nur noch im Rahmen der Ar-
beitstatigkeit von Hunden unter bestimmten Voraussetzungen zulassig.

AulBerdem wird ein Ausstellungsverbot fir Hunde geregelt, die Qualzuchtmerkmale aufwei-
sen. Das Ausstellungsverbot wird dabei nicht auf reine Zuchtausstellungen beschrankt,
sondern auf alle Veranstaltungen ausgedehnt, bei denen eine Beurteilung, Prifung oder
ein Vergleich von Hunden stattfindet, wie z. B. Zuchtleistungsprifungen und Hundesport-
veranstaltungen. Das bereits geltende Ausstellungsverbot fir tierschutzwidrig amputierte
Hunde wird ebenfalls auf derartige sonstige Veranstaltungen ausgedehnt.

Es wird die Mdéglichkeit geschaffen, Verstdl3e gegen die durch das europaische Recht vor-
gegebenen Temperaturanforderungen als Ordnungswidrigkeit zu ahnden. Die Beforde-
rungsdauer fir innerstaatliche Beférderungen von Schlachttieren wird auf viereinhalb Stun-
den begrenzt, wenn nicht sichergestellt ist, dass die AuRentemperatur wahrend der Befor-
derung zu keinem Zeitpunkt mehr als 30 Grad Celsius betragt. Davon kann abgewichen
werden, wenn sichergestellt ist, dass die eingesetzten Transportfahrzeuge den Anforderun-
gen des Anhang | Kapitel VI Nr. 3.1, 3.2, 3.3 und 3.4 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 des
Rates vom 22. Dezember 2004 iber den Schutz von Tieren beim Transport entsprechen.
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1R Alternativen

Beibehaltung der geltenden Rechtslage. In diesem Fall blieben wesentliche Erkenntnisse
uber die Bedurfnisse von Hunden und tber den Tierschutz bei der Beférderung von Tieren
unbertcksichtigt. Bei der Aufzucht von Hunden ist der menschliche Kontakt zur Vermeidung
der Entwicklung von Verhaltensproblemen entscheidend. Mdgliche Defizite sind daher
durch Vorgabe einer taglichen Mindestbetreuungszeit fir die Welpen auszuschlieZen.

\VA Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen Vertragen,
die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

V. Regelungsfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Verordnung sieht keine Rechtsvereinfachung oder Vereinfachung von Verwaltungsver-
fahren vor.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die Regelungen dieser Verordnung sind im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie
dauerhatft tragfahig, weil durch sie die Anforderungen an eine tiergerechte Haltung von Hun-
den und eine tiergerechte Beforderung von Schlachttieren verbessert werden und sie somit
einer nachhaltigen Landwirtschaft und Tierhaltung dienen. Durch die Anderung der Tier-
schutz-Hundeverordnung werden neue wissenschaftliche Erkenntnisse Uber die Bedirf-
nisse von Hunden in den Haltungsvorschriften beriicksichtigt. AuRerdem soll durch die An-
derung den besonderen Bedingungen beim Einsatz von Herdenschutzhunden zum Schutz
von Nutztieren Rechnung getragen werden. Zudem wird ein Ausstellungsverbot fir Hunde
mit Qualzuchtmerkmalen geregelt. Durch die Anderungen der Tierschutz-Transportverord-
nung kdnnen zukunftig Verstol3e gegen die durch das europaische Recht vorgegebenen
Temperaturanforderungen bei Beforderungen geahndet werden. Weiterhin werden Rege-
lungen zu innerstaatlichen Beférderungen bei hohen Temperaturen geschaffen. Diese Vor-
schriften dienen dem Tierschutz bei der Haltung von Hunden und bei Tierbeférderungen.
Insbesondere die Erreichung des Nachhaltigkeitsziels Nummer 2 ,Den Hunger beenden,
Ernahrungssicherheit und eine bessere Erndhrung erreichen und eine nachhaltige Land-
wirtschaft férdern” wird daher durch die Regelung geférdert. Ferner wird dem Prinzip einer
nachhaltigen Entwicklung Nummer 4 ,Nachhaltiges Wirtschaften starken* Rechnung getra-
gen, insbesondere dem Unterpunkt 4c) ,Eine nachhaltige Land- und Fischereiwirtschaft
muss produktiv, wettbewerbsféhig sowie sozial und umweltvertraglich sein; sie muss ins-
besondere [...] die Anforderungen an eine tiergerechte Nutztierhaltung [...] beachten®.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Durch den Verordnungsentwurf entstehen keine Haushaltsausgaben ohne Erflllungsauf-
wand.

4. Erfullungsaufwand

Der Verordnungsentwurf fuhrt zu Erflllungsaufwand fur die Burgerinnen und Birger, die
Wirtschaft und fir die Verwaltung der Lander (inklusive der Kommunen). Die Schétzungen
beruhen auf Angaben von Landern und Verbéanden sowie Internetrecherchen. Zur Begren-
zung des einmaligen Erflllungsaufwands wurde das entsprechende Konzept der Bundes-
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regierung angewendet. Es wurde geprift, ob und wenn ja wie das Regelungsziel der ein-
zelnen Tatbestéande durch andere giinstigere Umsetzungsvarianten erreicht werden kann.
Gepriift wurde insbesondere, ob die vorgesehenen Ubergangsfristen von zwolf Monaten
(neue Anforderungen an die Gruppenhaltung, Anforderungen an die Hundezucht, Verbot
der Anbindehaltung) bzw. 24 Monaten (VergrofRerung der Zwingergrundflache fir Hindin-
nen mit Welpen) fir die Umstellung der Betriebe ausreichen. Es handelt sich dabei um
verhaltnismaRig geringe bauliche Veranderungen. Die Ubergangsfristen wurden groRziigig
gewahlt, die entsprechenden Anschaffungen bzw. Um- und NeubaumalRhahmen werden
als im Rahmen dieser Ubergangsfristen durchfiihrbar beurteilt. Der erforderliche Umstel-
lungsaufwand wurde im Rahmen der fachlichen Beratungen bericksichtigt. Sofern tier-
schutzfachlich vertretbar wurden die Anforderungen als Zielvorgabe formuliert, die alterna-
tive Umsetzungsvarianten zulassen und den Umstellungsaufwand dadurch méglichst ge-
ringhalten. Beispiele sind 8 3 Absatz 3 (Gewahrleistung einer bestimmten Lufttemperatur
im Liegebereich der Welpen z.B. durch Warmelampe, Warmematte oder Heizung) und § 3
Absatz 2 (Hindinnen missen sich von ihren Welpen zurtickziehen kénnen, z.B. durch eine
erhdhte Liegeflache oder eine Abtrennung). Eine Unterstiitzung der unmittelbar betroffenen
Unternehmen wurde geprift und als nicht notwendig beurteilt. Der einmalige Umstellungs-
aufwand durch die neuen Vorgaben wird flr eine Hundezucht mit einer Zuchthindin auf
durchschnittlich 450 Euro geschétzt, wenn keine der Anforderungen bereits erfillt wird. Die-
ser Betrag liegt deutlich unter dem Verkaufspreis eines einzelnen Hundewelpen und wird
daher als wirtschaftlich zumutbar beurteilt.

Zu Artikel 1 — Anderung der Tierschutz-Hundeverordnung:

Fur Birgerinnen und Birger entsteht durch das in 8 7 Absatz 1 geregelte Verbot der An-
bindehaltung und der damit verbundenen Umstellung auf eine andere Haltungsform ein
einmaliger Erflllungsaufwand in Hohe von rund 1 Millionen Euro. Es wird geschétzt, dass
rund 5 300 Hunde derzeit in Anbindehaltung gehalten werden und deren Halter damit von
der rechtlichen Anderung betroffen sind. Die Fallzahl leitet sich wie folgt ab: Die Anbinde-
haltung kommt in der Regel auf landwirtschaftlichen Betrieben zum Einsatz (266 700), auf
denen in geschéatzt 20 Prozent der Falle ein Hund gehalten werden duirfte (53 340). Es wird
angenommen, dass dabei etwa in 10 Prozent die Anbindehaltung genutzt wird. Ein Grof3teil
der Halter durfte von der Anbindehaltung auf die Zwingerhaltung umsteigen. Dabei entste-
hen geschéatzt 250 Euro Sachkosten.

Durch den neuen § 2 Absatz 1 entsteht den Birgerinnen und Burger kein zuséatzlicher Er-
fullungsaufwand. Die amtliche Begriindung zu § 2 Absatz 1 hat bereits in der Vergangenheit
diese Vorgaben enthalten, die im Vollzug so angewendet wurden. Es ist daher bei anderer
als gewerbsméaRiger Hundehaltung bereits tblich, dass Hunden mehrmals taglich in aus-
reichender Dauer Umgang mit der Betreuungsperson gewahrt wird.

Die neuen Vorgaben fur die Gruppenhaltung nach § 2 Absatz 2 Satz 2 fihren fur die Bir-
gerinnen und Burger zu einem zusétzlichen einmaligen Erfillungsaufwand von rund 1,875
Millionen Euro. Es wird geschétzt, dass von den rund 10 Millionen in Deutschland gehalte-
nen Hunden 75 Prozent privat gehalten werden (7,5 Millionen). Bei dem Grof3teil (99 Pro-
zent) dieser Hunde diirften sich die neuen Vorgaben nicht auf den Erflllungsaufwand aus-
wirken, da die Hunde entweder in Einzelhaltung gehalten werden oder die neuen Anforde-
rungen an die Gruppenhaltung bereits erflllt sind. Daraus ergibt sich eine Fallzahl von
75 000. Es wird von Kosten in Hohe von 25 Euro fur einen Liegeplatz (z.B. Kauf einer Hun-
dematte) ausgegangen.

Die Vorgaben fur die Gruppenhaltung von Hunden in § 2 Absatz 2 Satz 2 betreffen auch
Blrgerinnen und Blrger, die neu mehrere Hunde in der Gruppe halten. Bei einer geschatz-
ten Fallzahl von 3 750 Féllen pro Jahr und Sachkosten in Hohe von 25 Euro ergibt sich ein
jahrlicher Erfullungsaufwand von rund 94 000 Euro.
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Fur die Wirtschaft ergibt sich ein einmaliger Erfillungsaufwand in H6he von insgesamt rund
6 Millionen Euro. Hundeziichter werden, unabhéngig davon, ob sie im Verband organisiert
sind und welche Art von Hunden (reinrassig oder nicht) sie ziichten, dem Normadressaten
Wirtschaft zugeordnet, da in der Regel eine Gewinnerzielungsabsicht verfolgt wird.

Fur die vorgeschriebene Bereitstellung einer Wurfkiste nach § 3 Absatz 1 wird ein einmali-
ger Umstellungsaufwand von rund 813 000 Euro angenommen. Es wird von ungefahr 8 125
Fallen ausgegangen. Von den geschatzt 32 500 Hundeztichtern, die in Deutschland aul3er-
halb eines Zuchtverbandes zlchten, verfigen bereits ungefahr 75 Prozent Uber eine
Wourfkiste. Ungefahr 25 Prozent dieser Hundezichter missen sich damit noch eine
Wurfkiste anschaffen. Die in einem Zuchtverband organisierten Zichter dirften alle bereits
Uber eine Wurfkiste verfiigen. Es entstehen 100 Euro Sachkosten pro Fall.

Fur die vorgeschriebene Gewahrleistung der Temperatur im Liegebereich der Welpen nach
§ 3 Absatz 3 wird ein einmaliger Umstellungsaufwand von rund 203 000 Euro angenom-
men. Es wird wie in der Vorgabe zuvor von 8 125 Fallen ausgegangen, weil von den ge-
schatzt 32.500 Hundezlichtern, die in Deutschland au3erhalb eines Zuchtverbandes ziich-
ten, 75 Prozent bereits Gber eine Warmelampe, Warmematte 0.4. verfigen dirften. Unge-
fahr 25 Prozent dieser Hundezilichter miissen sich damit noch eines dieser Gerate anschaf-
fen. Es entstehen 25 Euro Sachkosten pro Fall.

Der einmalige Umstellungsaufwand fur den vorgeschriebenen Auslauf fir Welpen nach § 3
Absatz 5 wird auf rund 406 000 Euro (8 125 Falle x 50 Euro Sachkosten) geschatzt.

Die neuen Vorgaben fir die Gruppenhaltung nach § 2 Absatz 2 Satz 2 fihren fir die Wirt-
schaft zu einem zuséatzlichen einmaligen Erfullungsaufwand von rund 625 000 Euro. Es wird
geschatzt, dass von den rund 10 Millionen in Deutschland gehaltenen Hunde 25 Prozent
gewerbsmalig gehalten werden (2,5 Millionen). Bei dem Grof3teil (99 Prozent) dieser
Hunde durften sich die neuen Vorgaben nicht auf den Erfullungsaufwand auswirken, da die
Hunde entweder in Einzelhaltung gehalten werden oder die neuen Anforderungen an die
Gruppenhaltung bereits erfillt sind. Daraus ergibt sich eine Fallzahl von 25 000. Es wird
von Kosten in Héhe von 25 Euro fiir einen Liegeplatz ausgegangen.

Durch die vorgeschriebene VergroRerung der benutzbaren Bodenflache eines Zwingers flr
Hundinnen mit Welpen nach 8§ 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 entsteht einmaliger Erfullungs-
aufwand in H6he von rund 4 Millionen Euro. Es wird geschéatzt, dass 50 Prozent der insge-
samt 50 000 Zichter (geschatzte Gesamtzahl der innerhalb und au3erhalb eines Zuchtver-
bands tatigen Ziichter) einen Zwinger nutzen. Es ist anzunehmen, dass sich ein Grof3teil
der Zichter an den rechtlich vorgegebenen Zwingermal3en orientiert hat und durch die Vor-
gabe der Zwinger nun vergrofRert werden muss. Von den Zichtern mit Zwinger wird ange-
nommen, dass 70 Prozent, also 17 500 Zuchter (50 000*0,5*0,7), ihren Zwinger um- oder
neu bauen missen. Die geschatzte Fallzahl betragt damit 17 500. Die entstehenden Sach-
kosten hdngen davon ab, ob ein bestehender Zwinger vergréf3ert (beispielsweise durch
Einflgen eines weiteren Zaunelements) wird oder ein neuer Zwinger gebaut werden muss.
Zudem héangt das Ausmald der notwendigen Zwingervergro3erung von der Grél3e der ge-
zlchteten Hunde ab. Es wird angenommen, dass die Kosten pro Fall durchschnittlich bei
250 Euro liegen.

Die Anderung des jahrlichen Erfullungsaufwands fur die Wirtschaft in Hohe von rund
988 000 Euro resultiert u.a. aus der vorgeschriebenen VergroRerung der Zwingerflache fur
Hundinnen mit Welpen nach § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und betrifft Personen, die be-
ginnen, als Zlchter tatig zu werden. Es wird angenommen, dass jahrlich 5 000 Personen
mit der Hundezucht beginnen, die Halfte davon einen Zwinger nutzt und hiervon 70 Prozent
durch die Vorgabe eine gréf3ere Zwingergrundflache zur Verfligung stellen missen, als sie
es ohnehin getan hétten (1 750 Falle x 100 Euro Sachkosten). Dadurch entsteht ein jahrli-
cher Erfullungsaufwand in Hohe von rund 175 000 Euro.
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Die Vorgaben fur die Gruppenhaltung von Hunden in § 2 Absatz 2 Satz 2 betreffen auch
Zichter und gewerbliche Halter, die neu mehrere Hunde in der Gruppe halten. Bei einer
geschéatzten Fallzahl von 1 250 Féllen pro Jahr und Sachkosten in Héhe von 25 Euro ergibt
sich ein jahrlicher Erflllungsaufwand von rund 32 000 Euro.

Im Hinblick auf die neue Vorgabe zum Umgang der Betreuungsperson mit den Welpen in
§ 3 Absatz 4 wird davon ausgegangen, dass sie die Mehrzahl der Zlchter bereits heute
erfillen. Bei den im Sinne des 8§ 11 des Tierschutzgesetzes gewerbsmafigen Ziichtern
werden die entstehenden Kosten bereits durch die Anderung in § 3 Absatz 6 beriicksichtigt
(siehe unten). Bei den anderen als gewerbsmafigen Zichtern ist davon auszugehen, dass
sie nahezu alle die Vorgabe bereits erfillen, unter anderem weil die Hundezucht meist im
eigenen Haushalt stattfindet. Auch andere als gewerbsmafiige Zichter werden dem Norm-
adressaten Wirtschaft zugeordnet, da in der Regel eine Gewinnerzielungsabsicht vorliegt
(siehe oben). Nur ein sehr geringer Anteil der anderen als die gewerbsmafigen Zuchter,
der auf 0,1 Prozent geschéatzt wird, dirfte dies nicht tun. Bei angesetzten Lohnkosten von
15,60 Euro pro Stunde und einer Beschaftigungsdauer von acht Wochen (Abgabe der Wel-
pen mit acht Wochen) mit vier Stunden taglich ergibt dies einen jahrlichen Erfullungsauf-
wand von 157 000 Euro.

Zu der Anderung der Regelung in § 3 Absatz 6 zum Verfiigung stehen einer Betreuungs-
person wird davon ausgegangen, dass rund 5 000 Zichter in Deutschland gewerbsmafig
zlichten und 98 Prozent die Vorgabe des § 3 Absatz 6 entweder bereits erflllen oder nicht
betroffen sind, weil sie weniger als 5 Zuchthunde halten. Bei der daraus resultierenden
Fallzahl von 100, einem téglichen Betreuungsaufwand von 4 Stunden und angesetzten
Lohnkosten von 15,60 Euro pro Stunde ergibt sich bei einer Beschéaftigung tber 100 Tage
(geschatztes Vorhandensein von Welpen bei dem Ziichter) ein jahrlicher Erflllungsaufwand
von 624 000 Euro.

Durch den neuen § 2 Absatz 1 entsteht der Wirtschaft kein zusatzlicher Erfullungsaufwand.
Die amtliche Begriindung zu § 2 Absatz 1 aus dem Jahr 2000 hat bereits diese Vorgaben
enthalten, der Vollzug wurde in der Vergangenheit entsprechend praktiziert. Es ist daher
bereits ublich, dass Hunden mehrmals taglich in ausreichender Dauer Umgang mit der Be-
treuungsperson gewahrt wird.

Der jahrliche Erflllungsaufwand von insgesamt 988 000 Euro stellt eine Belastung nach der
,0ne in, out*-Regel der Bundesregierung dar. Dieser wird kompensiert durch die Entlastun-
gen aus der Vierten Verordnung zur Anderung von Vorschriften zur Durchfiihrung des ge-
meinschaftlichen Lebensmittelhygienerechts und dem Zweiten Gesetz zur Anderung des
Direktzahlungen-Durchfliihrungsgesetzes.

Fur die Verwaltung erhdht sich der jahrliche Erfiillungsaufwand um rund 96 000 Euro, der
aus der Uberwachung der Regelungen nach § 3 und § 10 und der Ahndung von etwaigen
VerstdlRen gegen die Vorschrift des § 3 Absatz 1 und des erweiterten 8 8 Absatz 2 Nummer
3 entsteht (vgl. 8 12 Absatz 1 Nummer 2).

Es wird angenommen, dass die Kontrolle durch die unteren Veterinarbehdrden der Kreise
und kreisfreien Stadte stattfindet (Fallzahl 431). Pro Veterinarbehoérde ergibt sich damit eine
durchschnittliche Zahl von 116 Hundeziichtern (50 000:431). Es wird angenommen, dass
jahrlich 5 Prozent davon kontrolliert werden (6 Hundeziichter pro Veterinarbehdrde, 2 586
in Deutschland). Die Dauer der jeweiligen Kontrolle durfte sich durch die neuen Regelungen
geringfugig erhdhen (15 Minuten). Der Mehraufwand betragt damit 647 Stunden. Es werden
die durchschnittlichen Lohnkosten der Kommunen nach dem Leitfaden zur Ermittlung und
Darstellung des Erfillungsaufwands in Hohe von 37,30 Euro pro Stunde angesetzt. Damit
ergibt sich fur die Uberwachung der Vorgaben des § 3 bei den Hundeziichtern ein zuséatz-
licher jahrlicher Erfullungsaufwand von rund 24 000 Euro.



Drucksache 394/21 -14 -

Fur die Ahndung von Verstéf3en gegen den erweiterten § 8 Absatz 2 Nummer 3 wird eine
zusatzliche jahrliche Fallzahl von 5 pro Veterinarbehdrde (431) angenommen. Bei einer
Bearbeitungszeit pro Verstol? von 30 Minuten betragt der Mehraufwand 1 077 Stunden, dies
ergibt einen zusatzlichen jahrlichen Erfullungsaufwand fur die Verwaltung von rund 40 000
Euro. Die Uberwachung der Regelungen des § 10 erfolgt im Rahmen der Durchfiihrung von
Hundeausstellungen und ahnlichen Veranstaltungen. Es wird angenommen, dass jahrlich
10 derartige Veranstaltungen pro Kreis bzw. kreisfreie Stadt (431) stattfinden, davon 20
Prozent kontrolliert werden (2) und die Kontrolle durchschnittlich 60 Minuten dauert. Daraus
ergibt sich ein zuséatzlicher jahrlicher Erfullungsaufwand fir die Verwaltung von 862 Stun-
den bzw. rund 32 000 Euro. Aus dem neuen § 2 Absatz 1 ergibt sich kein zusatzlicher Er-
fullungsaufwand fur die Verwaltung, da lediglich ein unbestimmter Rechtsbegriff konkreti-
siert wird. Laut Begriindung der Ausgangsverordnung war der unbestimmte Rechtsbegriff
bereits in der Vergangenheit entsprechend auszulegen. Aus § 6 ergibt sich ebenfalls kein
zusatzlicher Erfullungsaufwand fir die Verwaltung. Die Uberwachung dirfte im Rahmen
der ohnehin stattfindenden Regelkontrollen erfolgen und keine zusatzliche Zeit in Anspruch
nehmen, da sich aus der Kontrolle grof3erer Zwingermafie kein zusétzlicher Zeitaufwand
ergibt.

Zu Artikel 2 — Anderung der Tierschutztransportverordnung

Der Wirtschaft entsteht durch die Anderung der Tierschutztransportverordnung ein einma-
liger Erfillungsaufwand von insgesamt 1,1 Millionen Euro, jedoch kein zuséatzlicher jahrli-
cher Erfullungsaufwand. Durch die Regelung betroffen sind die Mastbetriebe, die in den
Sommermonaten fir die Tierbeférderung eine Strecke von mehr als viereinhalb Stunden
zuriicklegen, oder diese Strecke durch ein externes Transportunternehmen zurticklegen
lassen. Als Ausgangslage gilt die Fallzahl von rund 1,08 Millionen Beférderungen, welche
sich aus der Anzahl der jahrlich mitgefiihrten Transporterklarungen ergibt. Fur die Sommer-
monate, in denen die Innentemperaturen der Transportfahrzeuge die Schwelle von etwa 30
Grad Celsius Uberschreiten kann, geht das Umweltbundesamt von durchschnittlich 13 Ta-
gen pro Jahr in den letzten funf Jahren (2016 bis 2020) aus. Dies entspricht einer Fallzahl
von anndherungsweise 38 466 Beftrderungen (=1,08 Millionen Transporte / 365 x 13). Es
wird angenommen, dass der Grol3teil (etwa 70 Prozent) der Beférderungen zu Schlachtho-
fen gehen. Die jahrliche Fallzahl entspricht damit etwa 26 926 Befdérderungen. Diese Fall-
zahl wird entsprechend der durchschnittlichen Beférderungsdauer angepasst, da die Ande-
rung nur Beférderungen mit einer Dauer von mehr als viereinhalb Stunden betrifft. Da keine
konkreten Informationen zur Beférderungsdauer vorliegen, werden Informationen des Thu-
nen-Instituts fir Marktanalyse zugrunde gelegt, nach denen der Uberwiegende Teil der an-
zuliefernden Schlachttiere bei der grof3en Mehrheit der Schlachthofe in Deutschland jedoch
innerhalb von vier Stunden Transportdauer zum Schlachthof gelangt; vielfach wird eine
Transportdauer von zwei Stunden angestrebt. Nach dem Thinen-Institut fir Marktanalyse
gibt es eventuell Ausnahmen hiervon, bei denen eine Transportdauer von vier Stunden fir
die Mehrheit der Tiere nicht eingehalten werden kann. Aus der Annahme, dass 45 Prozent
dieser Beforderungen langer als vier Stunden zu einem Schlachthof benétigen, resultiert
die Fallzahl von etwa 12 117 Befdrderungen. Es wird angenommen, dass landwirtschaftli-
che Mastbetriebe bisher keine (bzw. eine vernachlassigbare Anzahl) Beférderungen zum
Schlachthof selbst tbernommen haben, welche langer als viereinhalb Stunden dauern.
Zum anderen wird angenommen, dass fur Betriebe, die den Auftrag der Beforderung an
externe Transport- oder Viehhandelsunternehmen abgeben, keine oder nur geringe Zusatz-
kosten entstehen, da die Transporte an den wenigen Tagen im Jahr, in denen die Lufttem-
peratur Uber 30 Grad Celsius liegt, in die kiihleren Tages- oder Nachtzeiten verlegt werden
kénnen. Es wird davon ausgegangen, dass dies in 50 Prozent der Falle mdglich sein wird.
Dementsprechend sinkt die Fallzahl auf 6 059. Auch kdnnen durch die Transport- oder
Viehhandelsunternehmen alternativ die bei diesen bereits vorhandenen Typ 2-Fahrzeuge
(Zulassung des Transportunternehmers gemaf Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1/2005) genutzt werden. Da circa 15 Prozent der fur Tiertransporte zugelassenen Fahr-
zeuge Typ 2-Fahrzeuge sind, ergibt sich abztglich dieser eine geschéatzte Fallzahl von circa
5 150 Transporten. Der Umbau bzw. die Aufriistung von Fahrzeugen des Typ 1 (Zulassung
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des Transportunternehmers gemaf Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005)
wird als geringer Erfullungsaufwand fir die Wirtschaftsbeteiligten betrachtet, da sich die
Kosten hierfur in einem Uberschaubaren Rahmen bewegen, welcher zudem auf die Auf-
traggeber umgelegt werden kann. Zudem besteht aufgrund der beschriebenen Umsténde
kein Erfordernis, dass jedes Typ 1-Fahrzeug umgeristet werden muss. Die Kosten fir ei-
nen Fahrzeugumbau h&ngen von der Fahrzeuglange, der Anzahl der Etagen und der Buch-
ten ab und werden gemittelt auf circa 7 000 Euro pro Fahrzeug geschatzt. Die Differenz in
der Anschaffung eines Typ 1-Neufahrzeugs mit Liftung im Vergleich zu einem ohne Luftung
liegen bei circa 3 500 Euro. Somit gibt es 5 150 Transporte an durchschnittlich 13 Tagen
im Jahr, an denen die Lufttemperatur tGiber 30 Grad Celsius liegt. Dies ergibt 172 Transporte
pro Tag. Es wird davon ausgegangen, dass maximal ein Transport pro Transportfahrzeug
und Tag moglich ist, und das eine Umriistung bei 90 Prozent der Fahrzeuge erfolgen wird.
10 Prozent der Fahrzeuge werden neu erworben (geschatzte Anzahl an Neuzulassungen).
Daraus ergibt sich ein einmaliger Erfullungsaufwand von rund 1,01 Millionen Euro fur Fahr-
zeugumbauten und in H6he von circa 60 200 Euro fur den héheren Anschaffungspreis bei
Neufahrzeugen mit Liiftung. Bei der Anderung handelt es sich nicht um eine Umsetzung
von EU-Recht, sondern um eine strengere Regelung im Sinne von Artikel 1 Absatz 3 der
EU-Verordnung Nr. 1/2005.

Fur die Verwaltung erhoht sich der jahrliche Erfullungsaufwand um rund 48 000 Euro. Der
Erfullungsaufwand entsteht durch die Uberwachung der Vorschriften in Artikel 6 Absatz 3
in Verbindung mit Anhang | Kapitel VI Nr. 3.1, 3.2, 3.3 und 3.4 der Verordnung (EG) Nr.
1/2005 des Rates vom 22. Dezember 2004 tGiber den Schutz von Tieren beim Transport und
damit zusammenh&ngenden Vorgangen und der Ahndung etwaiger Verstof3e gegen diese
Vorschriften. Die Uberwachung der Vorgaben und die Ahndung findet durch die unteren
Veterinarbehdrden statt, von denen es in Deutschland 431 gibt. Es wird ein Mehraufwand
von drei Stunden fr die Kontrolle und durchschnittliche Lohnkosten in Hohe von 37,30 Euro
pro Stunde angenommen.

5. Weitere Kosten

Der Wirtschaft entstehen durch den Verordnungsentwurf keine weiteren Kosten. Auswir-
kungen auf die Einzelpreise, das Preisniveau und insbesondere das Verbraucherpreisni-
veau sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Regelungsfolgen

Die Regelungen haben keine weiteren Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbrau-
cher. Auch gleichstellungspolitische Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

VI. Befristung; Evaluierung

Es wird keine Befristung der Regelungen vorgesehen, da der beabsichtigte Effekt dauerhaft
erzielt werden soll. Eine Evaluierung der Vorschriften ist nicht vorgesehen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung der Tierschutz-Hundeverordnung)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a

Mit der Neufassung von § 2 Absatz 1 wird die Vorgabe an den Umgang mit der Betreuungs-
person konkreter gefasst. Dieser hat kiinftig mehrmals téglich in ausreichender Dauer zu
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erfolgen. Die erforderliche Dauer des Umgangs ist von Alter, Rasse und Gesundheitszu-
stand des Hundes abhangig. Die Dauer von einer Stunde taglich wird dabei als Minimum
fur einen ausreichenden Umgang angesehen. Da die Anbindehaltung mit Artikel 1 Nummer
6 kiinftig grundsatzlich verboten wird, ist diese Haltungsform in Nummer 1 nicht langer be-
rtcksichtigt. Flr Welpen wird hinsichtlich des Umgangs auf die Vorgaben des § 3 verwie-
sen.

Die Regelungen sind auf § 2a Absatz 1 Nummer 1 des Tierschutzgesetzes gesttzt.
Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Mit der Regelung wird die Gruppenhaltung von Hunden dahingehend naher geregelt, dass
die Hunde unabhangig von ihrem Rang in der Gruppe ihre Grundbediirfnisse nach Ruhen
und bedarfsgerechter Ernahrung decken kénnen. Zudem ist erforderlichenfalls eine indivi-
duelle gesundheitliche Versorgung sicherzustellen und die unkontrollierte Vermehrung zu
verhindern.

Die Regelung ist auf § 2a Absatz 1 Nummer 2 und 4 des Tierschutzgesetzes gestitzt.
Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.

Zu Nummer 2

Mit den Regelungen werden neue wissenschaftliche Erkenntnisse lUber die Bedirfnisse von
Mutterhiindin und Welpen bei der Haltung berticksichtigt. Zudem wird Berichten von Voll-
zugsbehorden und Tierschutzorganisationen Uber Defizite der bisherigen Tierschutzvor-
schriften fir die Hundezucht Rechnung getragen.

Die Regelungen sind auf § 2a Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 des Tierschutzgesetzes ge-
stitzt.

Zu Buchstabe a

Die Uberschrift von § 3 wird neu gefasst. § 3 beschrankt sich nicht mehr wie bisher auf
gewerbsmaRiges Ziichten (Absatz 6 neu), sondern wird um neue Vorschriften, die auch fur
anderes als das gewerbsmaRige Ziichten gelten, erweitert.

Zu Buchstabe b

Absatz 1 fordert fur Zuchthiindinnen eine Wurfkiste ausreichender Gré3e, um die Welpen
ungestort und verletzungssicher gebaren und aufziehen zu kénnen. Die Hindin muss sich
bereits vor der Geburt an die Wurfkiste gewohnen kénnen. Die Gestaltung der Wurfkiste
muss die Kontrolle von Hindin und Welpen erméglichen und Verletzungen der Welpen, wie
sie insbesondere durch das Zerdriicken durch die Hindin an den Seitenwanden entstehen
koénnen, verhindern. Bei Haltung im Freien ist eine Wurfkiste nicht erforderlich, sofern die
fur die Haltung im Freien vorgeschriebene Schutzhiitte die Anforderungen an eine Wurfkiste
erflllt. Die Vorschrift gilt sowohl fiir das gewerbsméalRige als auch fiir anderes als das ge-
werbsmaéaRige Zichten.

Absatz 2 regelt, dass sich Zuchthiindinnen von ihnren Welpen zurlickziehen kénnen miissen,
z.B. durch eine erhohte Liegeflache oder eine Trennwand, die die Welpen nicht Gberwinden
kénnen. Die Vorschrift gilt sowohl fir das gewerbsmagige als auch fiir anderes als das
gewerbsmaRige Zichten.
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Absatz 3 bericksichtigt, dass insbesondere bei neugeborenen Welpen die Thermoregula-
tion noch nicht voll funktionsfahig ist. Daher sind Hundewelpen auf eine kontrollierte Umge-
bungswéarme angewiesen, um eine Unterkiihlung oder Uberhitzung zu verhindern. Hierzu
kann sich beispielsweise einer Warmelampe oder Warmematte bedient werden. Im Hinblick
auf die erforderliche Lufttemperatur im Liegebereich bestehen rassespezifische Unter-
schiede, die zu berticksichtigen sind. In der Regel ist davon auszugehen, dass eine Umge-
bungstemperatur von unter 18 Grad Celsius fiir Welpen in den ersten zwei Lebenswochen
nicht geeignet ist. Ausnahmsweise kann bei Welpen besonders robuster Rassen wie z.B.
dem Kuvasz auch eine niedrigere Temperatur geeignet sein. Die Vorschrift gilt sowohl fur
das gewerbsmaélige als auch fir anderes als das gewerbsmaRige Zichten.

Absatz 4 tragt dem Erfordernis einer ausreichenden Sozialisierung der Welpen als Voraus-
setzung fir eine verhaltensgerechte Entwicklung der Hunde Rechnung. Ohne ausrei-
chende Sozialisierung kommt es im spéteren Leben zu Verhaltensstérungen, die mit Leiden
fur die betroffenen Hunde verbunden sind. Dies ist in der Literatur vielfaltig beschrieben und
uber entsprechende Féalle wird haufig berichtet.

Die Sozialisierungsphase beginnt bei Hundewelpen etwa ab der vierten Lebenswoche, der
Hohepunkt liegt in der sechsten bis achten Lebenswoche, also wahrend ihres Aufenthalts
beim Zichter. Die Dauer der Sozialisierungsphase betragt ungefahr 20 Wochen, ist jedoch
abhangig von der Rasse. In der Sozialisierungsphase lernen die Welpen den Umgang mit
Sozialpartnern (Artgenossen und Menschen; Sozialisation) und gewohnen sich zudem an
die Reize der Umwelt (Habituation). Die Sozialisation ist entscheidend fir ein spateres art-
gemalies Sozialverhalten gegenuber Artgenossen und dem Menschen. Daher sollte in die-
ser Phase maoglichst haufiger und vielfaltiger Kontakt zu Menschen und Artgenossen be-
stehen. AuRRerdem sollte eine Gewthnung der Welpen an unterschiedliche Umweltreize
stattfinden. Reizarm aufgezogene Hunde, die keine ausreichenden Erfahrungen mit Artge-
nossen, Menschen und der Umwelt sammeln konnten, leiden haufig lebenslang unter Ver-
haltensstérungen, die u.a. auch zu Angriffen auf Artgenossen und Menschen fuhren kon-
nen. Durch das Fehlen von Interaktionen in der Sozialisierungsphase kénnen sich spater
zudem Deprivationserscheinungen bis hin zum Deprivationssyndrom entwickeln, bei dem
die Kommunikationsfahigkeit mit der Umwelt irreversibel eingeschrankt ist.

Eine erfolgreiche Sozialisierung ist nur durch regelmafigen und langer dauernden Umgang
einer Betreuungsperson mit den Welpen und den einhergehenden olfaktorischen, taktilen,
akustischen und optischen Reizen zu erreichen. Unter Umgang sind daher die Tatigkeiten
der Betreuungsperson zu verstehen, die den Welpen diese Reize bezogen auf den Kontakt
mit Menschen, Artgenossen und der Umwelt vermitteln. Dazu zéhlen insbesondere Berih-
rungen, Ansprache und Spiel sowie die Versorgung, Pflege der Welpen und Gesundheits-
vorsorge in Bezug auf die Welpen. Bei Welpen in den ersten zwei Lebenswochen ist unter
Umgang in erster Linie die Pflege, Kontrolle, Beobachtung der Tiere und die Gesundheits-
vorsorge in Bezug auf die Tiere zu verstehen. Eine Beunruhigung der Mutterhiindin und der
Welpen durch zu haufige Kontaktaufnahme ist zu vermeiden. Tierschutzfachlich wird eine
Mindestzeit von vier Stunden pro Tag fur den Umgang einer Betreuungsperson mit den
Welpen in den ersten zwanzig Lebenswochen als erforderlich angesehen. Dies gilt sowohl
fir das gewerbsmaRige wie auch flr anderes als das gewerbsméaRige Ziichten sowie ab
der Geburt der Welpen.

Fur die Habituation der Welpen an Umweltreize fordert Absatz 5 ab der flinften Lebenswo-
che bei Haltung in RGumen mindestens einmal taglich fir eine angemessene Dauer Auslauf
im Freien. Es werden zudem Anforderungen an den Auslaufbereich festgelegt, wobei es
sich um einen Garten handeln kann oder auch um einen fiir diesen Zweck (ad hoc) herge-
richteten Platz in Form eines mobilen Auslaufs zum Beispiel in einem Park. Die benutzbare
Bodenflache des Auslaufbereichs muss der Gréf3e und der Zahl der Welpen angemessen
sein, mindestens muss die benutzbare Bodenflache den in § 6 Absatz 2 festgelegten Zwin-
germalden entsprechen. Eine Verletzungsgefahr fir die Welpen darf weder durch die Ein-
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friedung des Auslaufs noch durch den Auslauf selbst gegeben sein. Inshesondere ist si-
cherzustellen, dass Beruhrungen der Welpen mit Strom fihrenden Vorrichtungen oder Vor-
richtungen, die elektrische Impulse aussenden, unmdglich sind. Die als ausreichend ange-
sehene Dauer hangt unter anderem von den Wetterbedingungen sowie von der Rasse der
Welpen ab. Die Vorschrift gilt sowohl fir das gewerbsmafige als auch fur anderes als das
gewerbsmaRige Zichten.

Zu Buchstabe ¢

Die Anderung betrifft das gewerbsméaRige Ziichten mit Hunden. Bislang galt die Anforde-
rung, dass fur jeweils bis zu zehn Zuchthunde mit Nachwuchs eine Betreuungsperson zur
Verfigung stehen muss, die die dafir erforderlichen Kenntnisse und Fahigkeiten gegen-
Uber der zustandigen Behdrde nachgewiesen hat. Erfahrungen haben jedoch gezeigt, dass
dieses Verhdltnis insbesondere bei gro3en Wiirfen nicht ausreicht, um die Versorgung zu
gewabhrleisten und die Bedurfnisse der Hunde nach Sozialkontakt und Umweltreizen zu be-
friedigen. Daher soll die Zahl der Zuchthunde mit Nachwuchs, fir die eine Betreuungsper-
son zur Verfligung stehen muss, auf maximal finf begrenzt werden.

Fur die ausreichende Versorgung und Sozialisation der Hunde ist dartiber hinaus eine Vor-
gabe dahingehend erforderlich, dass eine Betreuungsperson maximal drei Hiindinnen mit
Welpen, also drei Wirfe, gleichzeitig betreuen darf.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Mit Buchstabe a werden die Anforderungen an den Liegeplatz bei Haltung im Freien kon-
kretisiert. So muss der Boden des Liegeplatzes weich sein, z.B. durch eine weiche Unter-
lage. AulRerdem muss der Liegeplatz so grof3 sein, dass der Hund in Seitenlage ausge-
streckt liegen kann.

Zu Buchstabe b

Mit Buchstabe b erfolgt eine Konkretisierung dahingehend, dass die Bemessung der
Schutzhitte bei Haltung im Freien ein ausgestrecktes Liegen des Hundes ermdglichen
muss.

Zu Buchstabe c

Mit Buchstabe ¢ werden die Anforderungen festgelegt, die an die tierschutzgerechte Hal-
tung von Herdenschutzhunden zu stellen sind, wahrend diese zum Schutz von landwirt-
schaftlichen Nutztieren vor Beutegreifern im Freien gehalten werden. Die Regelung ist auf-
grund des zunehmenden Einsatzes von Herdenschutzhunden zum Schutz von Nutztieren
vor Woélfen erforderlich. Bei Herdenschutzhunden handelt es sich um groRe und schwere
Hunde unterschiedlicher robuster und kalteresistenter Rassen, die zum Schutz von Nutz-
tieren vor Beutegreifern eingesetzt werden. Sie leben im Gegensatz zu Hutehunden und
anderen Arbeitshunden in der Regel dauerhaft mit den Nutztieren zusammen auf der
Weide, was die Festlegung spezifischer Haltungsbedingungen erfordert. Dabei ist der spe-
zifische Einsatzzweck der Herdenschutzhunde, die Schutzfunktion vor Wolfsangriffen, zu
beriicksichtigen.

Halter von landwirtschaftlichen Nutztieren sind nach § 3 Absatz 1 Nummer 3 der Tierschutz-
Nutztierhaltungsverordnung verpflichtet, die Tiere, soweit moglich, vor Beutegreifern zu
schitzen. Die alleinige Verwendung von Strom fihrenden Zaunen reicht zum Schutz vor
Wodlfen oftmals nicht aus. In diesen Féllen hat sich eine Kombination der Zaune mit dem
Einsatz von Herdenschutzhunden bewéhrt. Die Tierschutz-Hundeverordnung hat bislang
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die besonderen Bedingungen wahrend der Tatigkeit und bei der Ausbildung von Herden-
schutzhunden zum Schutz von landwirtschaftlichen Nutztieren vor Beutegreifern nicht be-
ricksichtigt.

So ist das Vorhalten einer Schutzhitte im Sinne von § 4 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung
mit Absatz 2 der Tierschutz-Hundeverordnung wahrend der Tatigkeit und der Ausbildung
von Herdenschutzhunden, insbesondere bei wechselnden Standorten, nicht praktikabel.
Herdenschutzhunde leben zusammen mit den von ihnen beschitzen Nutztieren auf den
Weideflachen und nutzen die Schutzhitte in der Regel nicht. Ihre Konstitution ist an das
Leben im Freien angepasst.

Nunmehr wird mit dem neuen 8 4 Absatz 3 Nummer 1 in allgemeiner Form vorgegeben,
dass Herdenschutzhunden ausreichend Schutz vor widrigen Witterungseinfliissen geboten
werden muss. Dazu z&hlt neben Kélte und Nasse auch der Schutz vor Sonneneinstrahlung
und Hitze. Die neue Formulierung ermdglicht flexible, praxistaugliche Losungen abhangig
von den ortlichen Bedingungen. So kann der Witterungsschutz z.B. durch auf den Weide-
flachen vorhandene geeignete Vegetation, Weidezelte oder Strohballen mit Plane gewéhr-
leistet werden. § 4 Absatz 3 Nummer 2 (neu) berticksichtigt, dass zum Schutz von landwirt-
schaftlichen Nutztieren vor Beutegreifern tiblicherweise Strom fiihrende Einfriedungen ver-
wendet werden. Ein Kontakt der Herdenschutzhunde mit den Strom fuhrenden Vorrichtun-
gen ist durch die Haltung auf weitlaufigen Weideflachen in der Regel auszuschlieRen. Wenn
die Hunde genligend Bewegungsraum bzw. Abstand haben, um den Kontakt mit Strom
fihrenden Vorrichtungen zu vermeiden, steht ihrem Einsatz und ihrer Ausbildung in Strom
fihrenden Einfriedungen tierschutzfachlich nichts entgegen. Dies gilt jedoch nicht fur Wel-
pen (siehe § 3 Absatz 5). Der erforderliche Abstand, um ein rechtzeitiges Abbremsen der
gro3en Hunde auch bei schnellen Bewegungen und im Spiel zu verhindern, betragt min-
destens sechs Meter, was einem Bewegungsraum von mindestens 144 m2 innerhalb der
Strom fuhrenden Einfriedung entspricht. In Ausnahmeféllen kann dieser Abstand auf vier
Meter verringert werden, sofern die drtlichen Gegebenheiten keinen grolR3eren Abstand zu-
lassen.

Die besonderen Regelungen des neuen § 4 Absatz 3 gelten fur die Haltung von Herden-
schutzhunden im Freien wéahrend ihrer Tatigkeit und in der Ausbildung. In diesen Féllen
sind die haltungsbezogenen Vorgaben des § 6 tatbestandlich nicht einschlagig.

Die Regelungen sind auf 8 2a Absatz 1 Nummer 2 des Tierschutzgesetzes gestiitzt.
Zu Nummer 4

Die Einfugung des Wortes ,Raumeinheiten” dient dazu, den Anwendungsbereich von § 5
auf Raumeinheiten zur Unterbringung von Hunden zu erweitern. Die Anforderungen gelten
damit nicht nur fur R&ume im engeren Sinne, sondern auch fur abgetrennte fest installierte
Raumeinheiten (wie z.B. Verschlage) sowie fir bewegliche Raumeinheiten (wie z.B. Kisten
und andere Behdltnisse). Raumeinheiten, wie z.B. Transportboxen, die die Anforderungen
nicht erfillen, sind zur Haltung von Hunden ungeeignet. Werden Hunde in RAumen oder
Raumeinheiten gehalten, die nach ihrer Zweckbestimmung nicht dem Aufenthalt von Men-
schen dienen, sind im Wesentlichen die Kriterien einer Zwingerhaltung erfiillt. Deshalb
muss aus fachlichen Griinden die Sicht nach drauf3en ebenso wie in der Zwingerhaltung
erfillt sein. Analog zur Haltung im Freien muss auf3erdem der Boden des Liegeplatzes
weich oder elastisch verformbar sein, z.B. durch eine weiche oder elastisch verformbare
Unterlage.

Die Regelungen sind auf 8 2a Absatz 1 Nummer 2 des Tierschutzgesetzes gestutzt.
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Zu Nummer 5
Zu Buchstabe a

Fur die tierschutzgerechte Unterbringung einer Hiindin mit Welpen im Zwinger ist eine be-
nutzbare Mindestbodenflache notwendig, die das Bedirfnis der Welpen nach Bewegung
und Spiel bertcksichtigt. Die bisherige Vorgabe, nach der fir eine Hindin mit Welpen zu-
satzlich die Halfte der fur einen Hund der gleichen GréR3e vorgeschriebenen benutzbare
Bodenflache vorzuhalten ist, beriicksichtigt diese Bedlrfnisse der Welpen nicht ausrei-
chend. Dies gilt insbesondere bei groRen Wirfen mit vielen Welpen, bei denen das Platz-
angebot des einzelnen Welpen im Verhaltnis geringer ist. Nunmehr wird die vorgeschrie-
bene benutzbare Mindestbodenflache auf das Doppelte der Flache fir einen Hund der glei-
chen Grél3e erhdht, um ein ausreichendes Platzangebot fiir Bewegung und Spiel der Wel-
pen zu gewéhrleisten.

Zu Buchstabe b

Unvertragliche Hunde werden durch stéandigen Sichtkontakt zu anderen Artgenossen ge-
stresst, Verletzungen und ein erhtéhtes Aggressionspotential kdnnen die Folge sein. Um
diesen Stress zu reduzieren, sollen unvertragliche Hunde auch ohne Sichtkontakt zu ande-
ren Hunden untergebracht werden dirfen. Freie Sicht nach auzen muss den Hunden dabei
ermdglicht werden.

Zu Buchstabe c

Da die Anbindehaltung mit dem neuen 8§ 7 verboten wird, ist 8 6 Absatz 6 tberflissig und
daher zu streichen.

Die Regelungen sind auf 8 2a Absatz 1 Nummer 2 des Tierschutzgesetzes gestutzt.
Zu Nummer 6

Die Anbindehaltung von Hunden ist nicht mehr zeitgemaf? und wird aufgrund der dauerhaf-
ten Anbindung und der einhergehenden Einschrankungen im Bewegungs- und Sozialver-
halten fur den Hund nicht langer als tierschutzgerecht beurteilt. Aus diesem Grund wird die
Anbindehaltung von Hunden mit dem neuen 8§ 7 Absatz 1 grundsatzlich verboten. Die Aus-
nahme des § 7 Absatz 2 soll auf den mobilen Einsatz von Hunden im Zusammenhang mit
den Téatigkeiten, fir die der Hund ausgebildet wurde oder wird, abzielen. Hierbei missen
die Bedingungen des § 7 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 eingehalten werden. Als Beispiel wére
der Einsatz von Rettungshunden in einem Katastrophengebiet zu nennen, bei dem vor Ort
in der Regel keine Haltungseinrichtungen wie Zwinger fiir die Hunde vorhanden sein durf-
ten. Die Hunde kdnnten auf Grundlage des § 7 Absatz 2 in Anbindehaltung z.B. nachts
untergebracht werden. Um die eigentliche Einsatztatigkeit geht es dabei nicht, da beim Fih-
ren des Hundes durch die Betreuungsperson an der Leine keine Anbindehaltung stattfindet.
Ahnliche Falle des mobilen Einsatzes mit der erforderlichen Unterbringung in Anbindehal-
tung sind auch fur Dienst- und Wachhunde denkbar.

Die Regelung ist auf 8 2a Absatz 1 Nummer 2 des Tierschutzgesetzes gestitzt.

Zu Nummer 7

Zu Buchstabe a

Mit der Regelung wird die erforderliche Anpassung an das in 8 7 Absatz 1 neu geregelte

Verbot der Anbindehaltung vorgenommen. Zudem wird die Haufigkeit der Uberpriifung der
Unterbringung durch die Betreuungsperson von einmal auf zweimal taglich erhéht.
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Zu Buchstabe b

Mit der Anderung wird der Geltungsbereich der Vorgabe von Fahrzeugen auf alle abge-
grenzte Bereiche erweitert, in denen die Lufttemperatur schnell ansteigen kann.

Die Regelungen sind auf § 2a Absatz 1 Nummer 3 und 4 des Tierschutzgesetzes gestiitzt.
Zu Nummer 8

Mit der Regelung wird ein Ausstellungsverbot fur Hunde vorgesehen, die Qualzuchtmerk-
male aufweisen. Das Verbot gilt auch dann, wenn die Qualzuchtmerkmale nicht gezielt her-
ausgeziichtet worden sind. Durch das Verbot entfallt der Zuchtanreiz, Hunde, die Qual-
zuchtmerkmale aufweisen, auszustellen und dabei gegebenenfalls auch Preise gewinnen
zu konnen. Gleichzeitig soll verhindert werden, dass diese Hunde von einem Publikum
wahrgenommen werden und dadurch die Nachfrage nach ihnen steigt. Von dem Ausstel-
lungsverbot erfasst werden auch Hunde, die nach Deutschland verbracht oder eingefiihrt
worden sind und Qualzuchtmerkmale aufweisen.

Mit Satz 2 wird das neue Ausstellungsverbot fir Hunde mit Qualzuchtmerkmalen ebenso
wie das bereits fir Hunde mit tierschutzwidrigen Amputationen bestehende Ausstellungs-
verbot auf alle Veranstaltungen ausgedehnt, bei denen Hunde verglichen, geprift oder be-
urteilt werden. Damit werden auch Veranstaltungen erfasst, bei denen nicht das ,.zur Schau
stellen” und die Auswahl von Hunden anhand von Rassemerkmalen im Vordergrund steht,
wie z.B. sportliche Wettk&mpfe. Auf diese Weise soll die Nachfrage nach entsprechenden
Hunden weiter reduziert werden.

Die Regelung ist auf § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 des Tierschutzgesetzes gestiitzt.
Zu Nummer 9

Die Regelungen enthalten die erforderlichen Anpassungen der BuRgeldvorschriften. Im Ub-
rigen handelt es sich um redaktionelle Anderungen.

Zu Nummer 10

Die Vorgaben an die Gruppenhaltung sowie die Vorgaben an die Haltung beim Ziichten von
Hunden und das Verbot der Anbindehaltung kdnnen organisatorische und gegebenenfalls
auch bauliche Veranderungen erforderlich machen. Daher sollen diese Vorschriften erst ein
Jahr nach der Verkindung der Verordnung in Kraft treten.

Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a sieht eine Vergrol3erung der benutzbaren Mindestboden-
flache fur die Haltung einer Hiindin mit Welpen vor, die ebenfalls bauliche Veranderungen
erforderlich machen kann. Daher soll diese Vorschrift erst zwei Jahre nach der Verkiindung
der Verordnung in Kraft treten. Die Tierhalter sollen sich auf die neue Rechtslage einstellen
und die erforderlichen Umbauten vornehmen kénnen.

Zu Artikel 2 (Anderung der Tierschutztransportverordnung)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.
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Zu Doppelbuchstabe bb

In den letzten Sommern waren Nutztiere auch bei innerstaatlichen Beférderungen aufgrund
hoher AuRentemperaturen besonderen Belastungen ausgesetzt. Wer Tiere transportiert,
tragt die Verantwortung dafir, dass dies tierschutzgerecht geschieht. In Bezug auf hohe
Temperaturen kommt insbesondere in Betracht, derartige Beférderungen zu unterlassen,
technische Einrichtungen in den Transportfahrzeugen zur Verfigung zu stellen oder die
Beforderungszeiten so zu verkirzen oder zu kiihleren Tages-/Nachtzeiten durchzufiihren,
dass diese tierschutzgerecht durchgefuhrt werden kénnen.

Die gegenwartige nationale Rechtslage sieht in § 10 Satz 1 Tierschutz-Transportverord-
nung grundsétzlich eine Beférderungshéchstdauer zu einem Schlachthof von acht Stunden
fir Nutztiere vor. Diese kann verlangert werden, sofern die Anforderungen von § 10 Absatz
2 Satz 1 Tierschutz-Transportverordnung erfillt sind; dazu gehdren u.a. die Bellftung von
Stral3entransportmitteln und die Temperaturiiberwachung.

Das geltende EU-Recht steht allerdings strengeren einzelstaatlichen Maf3nhahmen nicht ent-
gegen, die den besseren Schutz von Tieren bezwecken, die ausschlie3lich im Hoheitsge-
biet eines Mitgliedstaats befordert werden (Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1/2005). Von dieser Offnungsklausel des Unionsrechts wird Gebrauch gemacht, um zu ver-
hindern, dass den Tieren wahrend der Beférderung durch hohe Temperaturen vermeidbare
Leiden zugefugt werden.

Die vorgesehene Beférderungshdchstdauer von viereinhalb Stunden korrespondiert mit
unionsrechtlichen Sozialvorschriften. Nach einer Lenkdauer von viereinhalb Stunden hat
ein Fahrer eine ununterbrochene Fahrtunterbrechung von wenigstens 45 Minuten einzule-
gen, sofern er keine Ruhezeit einlegt (Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006
zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im StraRenverkehr und zur Anderung
der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates). Beim Einsatz von
Transportmitteln, die nicht die Anforderungen nach Anhang | Kapitel VI Nummer 3 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1/2005 erflllen, erfolgt eine nennenswerte Belliftung und damit eine Be-
grenzung der Temperatur auf den Wert der AuBentemperatur allenfalls durch Fahrtwind.
Bei Stillstand des Fahrzeugs konnen die Temperaturen im Innenraum deutlich tber die Au-
Bentemperatur ansteigen. Unter anderem aus einem Gutachten der Européischen Behédrde
fur Lebensmittelsicherheit (EFSA) folgt, dass insbesondere Standzeiten die Belastungs-
symptomatik der Tiere erhbhen. Um im Sinne des Tierschutzes eine zugige und mdglichst
ununterbrochene Beforderung zu erreichen und eingedenk der notwendigen Be- und Ent-
ladung sowie etwaiger Staus und kirzerer Fahrtunterbrechungen (vgl. Artikel 4 Buchstabe
g der Verordnung (EG) Nr. 561/2006) soll die Beférderungshdchstdauer viereinhalb Stun-
den betragen, wenn nicht sichergestellt ist, dass die Aul3entemperatur wahrend des Trans-
ports zu keinem Zeitpunkt mehr als 30 Grad betragt.

Die Anderung in § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 ist redaktioneller Natur. Der Verweis auf
Anhang | Kapitel VI Nr. 3.1-3.4 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 ist sachgerechter als der
bisherige Verweis auf Nr. 3 insgesamt, da Nr. 3.5, die bei einem Verweis auf Nr. 3 insge-
samt mit einbezogen ware, keine inhaltlichen Voraussetzungen an lange Beférderungen
enthalt.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folge&nderung.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folge&nderung.
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Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um eine Folgeanderung sowie eine redaktionelle Anderung.
Zu Doppelbuchstabe cc

Die in 8 10 Satz 2 Tierschutz-Transportverordnung neu einzufiigende Regelung soll nicht
gelten, wenn Transportmittel verwendet werden, die die Anforderungen nach Anhang | Ka-
pitel VI Nummer 3 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 erfiillen. Diese Anforderungen betreffen
insbesondere die technischen Vorrichtungen zur Liftung und zur Temperaturkontrolle. Die
neue Regelung bewirkt damit, dass bei innerstaatlichen Beférderungen zu einem Schlacht-
hof, deren Dauer Uber viereinhalb Stunden bis zu acht Stunden betragt, Transportmittel
verwendet werden mussen, die Uber Liftungssysteme verfiigen, so dass auch wahrend
Standzeiten die Temperatur im Innenraum im Bereich der Aul3entemperatur gehalten wer-
den kann. Fur eine innerstaatliche Beférderung von Nutztieren zu einem Schlachthof von
Uiber acht Stunden gilt wie bisher § 10 Absatz 1 Satz 1 Tierschutz-Transportverordnung.

Die Regelungen sind auf § 2a Absatz 2 Nummer 1 des Tierschutzgesetzes gestiitzt.
Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

Der mit Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb neu zu schaffende Verbots-
tatbestand soll zur besseren Handhabung und Durchsetzung buf3geldbewehrt sein.

Zu Buchstabe b

Mit dieser Vorschrift wird der VerstoR gegen Temperaturiiberschreitungen wahrend des
Transportes als Ordnungswidrigkeit aufgenommen und bu3geldbewehtrt.

Die in Kapitel VI Nr. 3.1, 3.2, 3.3 Satz 1 und 3.4 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 normierten
Anforderungen an die Beliftungssysteme und die Temperaturiiberwachung der Straf3en-
transportmittel wahrend des Transportes haben in den letzten Jahren verstarkt an Bedeu-
tung gewonnen. Durch die stetig wachsende wirtschaftliche Vernetzung mit anderen Mit-
gliedsstaaten und Drittlandern, steigt die Anzahl der langen Transporte innerhalb Europas
und in DrittlAnder. Als Folge davon gibt es auch mehr Temperaturtiberschreitungen beim
Transport der Tiere besonders in den auch in Deutschland warmer werdenden Sommer-
monaten und in den L&ndern, deren klimatische Bedingungen grundsatzlich warmer sind
als in Deutschland. Derzeit besteht fur die Bundeslander keine Mdglichkeit, deutliche Tem-
peraturiiberschreitungen in den Transportern zu bewehren, es sei denn, die Transporte
werden entgegen einer behdrdlichen Anordnung durchgefihrt.

Die Temperaturiiberschreitungen wurden sowohl auf EU-Ebene als auch auf Bund/Lander-
ebene stark diskutiert. Dabei wird insbesondere eine konsequente Durchsetzung der be-
stehenden Vorgaben angemahnt. In Bezug auf die Durchsetzung der Regelungen zu zu-
lassigen Temperaturen hat sich dabei in der Vergangenheit die fehlende diesbezigliche
Ordnungswidrigkeit als Hindernis dargestellt.

Um eine Durchsetzung der EU-Transportverordnung angemessen zu ermdglichen, sollten
VerstdlRe gegen die genannten Vorgaben der Verordnung als Ordnungswidrigkeit in § 21
Absatz 1 Nummer 12 aufgenommen werden, damit die Lander eine Mdglichkeit haben,
diese auch zu ahnden.

Die Regelungen sind auf § 18a Nummer 1 in Verbindung mit 8 18 Absatz 3 Nummer 2a des
Tierschutzgesetzes gestiitzt.
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Zu Nummer 3
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.
Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung.
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Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG

Entwurf einer Verordnung zur Anderung der Tierschutz-Hundeverordnung und der
Tierschutztransportverordnung (NKR-Nr. 4912, BMEL)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorha-

bens gepriift.

Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger

Jahrliche Sachkosten: 94.000 Euro

Jahrliche Kosten im Einzelfall: 25 Euro

Einmalige Sachkosten: 2,8 Mio. Euro

Einmalige Sachkosten im Einzelfall: max. 275 Euro
Wirtschaft

Jahrlicher Erfullungsaufwand: rund 988.000 Euro

Im Einzelfall: max. 6.300 Euro

Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 7,1 Mio. Euro

Im Einzelfall (Hundeztichter): 450 Euro

Im Einzelfall (Tiertransporteure): max. 7.000 Euro

Verwaltung (Linder/Kommunen)

Jahrlicher Erfullungsaufwand: rund 144.000 Euro

‘One in one out’-Regel Im Sinne der ,One in one out’-Regel der
Bundesregierung stellt der jahrliche Erfiil-
lungsaufwand der Wirtschaft in diesem
Regelungsvorhaben ein ,,In” von 988.000
Euro dar. Dieses wird kompensiert durch
die Entlastungen aus der Vierten Verord-
nung zur Anderung von Vorschriften zur
Durchfiihrung des gemeinschaftlichen
Lebensmittelhygienerechts und dem
Zweiten Gesetz zur Anderung des Direkt-
zahlungen-Durchfiihrungsgesetzes.

Nutzen

Tierschutz-Hundeverordnung: | Minderung bzw. Vermeidung von psychi-
schem und physischem Tierleid bei Hun-
den, das durch Méngel bei der Sozialisati-
on oder durch Qualzuchtmerkmale ent-
stehen kann.

Transportverordnung: Minderung bzw. Vermeidung von unno-
tigem Tierleid, das durch lange Transpor-
te bei hohen Temperaturen ausgelost
wird.




Drucksache 394/21 -2-

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags
keine Einwande gegen die Darstellung der Regelungsfolgen in dem vorliegenden
Regelungsentwurf.

II. Im Einzelnen

Ein Ziel des Regelungsentwurfs ist es, die Mindeststandards fiir den Tierschutz in der
privaten und gewerblichen Hundehaltung zu erhohen. Dazu wird fiir die Hundezucht
kiinftig vorgesehen, dass eine Betreuungsperson kiinftig hochsten drei Wiirfe gleichzeitig
betreuen darf. Zudem miissen sich Hundeziichter mit den Welpen kiinftig taglich min-
destens vier Stunden befassen. Daneben gelten kiinftig z. B. Vorgaben fiir Wurfkisten, das
Erfordernis eines Liegeplatzes bei der Gruppenhaltung von Hunden und hchere Min-
destmafie fiir die Zwingerhaltung sowie Auslaufmoglichkeiten. Es soll zudem kiinftig ein
Ausstellungsverbot fiir Hunde geben, die Qualzuchtmerkmale aufweisen oder die tier-

schutzwidrig amputiert wurden.

Ein weiteres Ziel des Regelungsentwurfs ist es, den Tierschutz von Nutztieren beim
Transport bei Temperaturen tiber 30 Grad Celsius zu erhohen. Tiertransporte, die vor-
wiegend zu den Schlachthofen erfolgen, werden auf eine Hochstdauer von 4,5 Stunden
begrenzt. Eine Ausnahme ist dann moglich, wenn das Transportfahrzeug tiber eine Beliif-

tung verfiigt, die ein Aufheizen wéhrend der Standzeiten verhindert.
II.1. Erfiilllungsaufwand

Die Schiatzungen des Ressorts beruhen auf Angaben der Lander und Verbande sowie
Internetrecherchen. Die Fallzahlen basieren - soweit im Einzelfall nicht anders beschrie-
ben - auf Statistiken und ergdnzenden Annahmen zum Anteil der von den einzelnen

Anderungen betroffenen Hundehalter bzw. Transporteuren von Nutztieren.
Biirgerinnen und Biirger

Das Ressort schétzt, dass fiir Blirgerinnen und Biirger ein einmaliger Erfiillungsaufwand

in Form von Sachkosten von insgesamt etwa 2,8 Mio. Euro entsteht.

Der einmalige Erfuillungsaufwand wird einerseits dadurch ausgelost, dass eine Anbinde-
haltung kiinftig nicht mehr zuldssig ist. Das Ressort geht davon aus, dass diese Hunde
kiinftig in Zwingern gehalten werden. Den daraus resultierenden einmaligen Erfiil-
lungsaufwand beziffert das Ressort nachvollziehbar mit rund 1 Mio. Euro (Fallzahl be-

troffener Tierhalter: 5.300, Kosten je Zwinger einfachste Ausfiihrung ca. 250 Euro).
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Weiterer einmaliger Erfiillungsaufwand entsteht durch die Vorgabe, dass fiir Hunde, die
in der Gruppe gehalten werden, kiinftig je ein Liegeplatz vorhanden sein muss. Die
dadurch entstehenden Sachkosten beziffert das Ressort nachvollziehbar insgesamt mit
rund 1,8 Mio. Euro (geschétzte Fallzahl privat gehaltener Hunde in der Gruppe bisher
ohne eigene Liegeplatz:7.500, das sind 1% aller Hunde; Kosten im Einzelfall fiir eine

Liegematte 25 Euro).

Den daraus resultierenden jahrlichen zusitzlichen Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen
und Biirger, die erstmals Hunde in der Gruppe halten, beziffert das Ressort nachvollzieh-

bar mit insgesamt 94.000 Euro (jahrliche Fallzahl 3.750, Kosten im Einzelfall 25 Euro).
Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft entsteht ein einmaliger Erfiillungsaufwand von insgesamt rund 7
Mio. Euro sowie ein zusétzlicher jahrlicher Erfiillungsaufwand von insgesamt 988.000

Euro.
Hundezucht

Das Ressort geht von der Annahme aus, dass die Hundezucht weit tiberwiegend zu ge-

werblichen Zwecken erfolgt.

Der Regelungsentwurf sieht vor, dass Hundeztichter kiinftig eine Wurfkiste bereithalten
missen. Den daraus entstehenden einmaligen Erfiilllungsaufwand beziffert das Ressort
mit insgesamt 813.000 Euro. Das Ressort schitzt nachvollziehbar, dass etwa 25 Prozent
der Ziichter noch nicht tiber eine entsprechende Wurfkiste verfiigen, sodass die Fallzahl
der betroffenen Adressaten 8.125 betridgt (Gesamtzahl 32.500). Die Kosten fiir eine

Wurfkiste werden mit etwa 100 Euro im Einzelfall beziffert.

Weiterer einmaliger Erfiillungsaufwand von insgesamt 203.000 Euro entsteht durch das
Erfordernis, dass kiinftig alle Ziichter tiber eine geeignete Warmequelle, wie z. B. eine
Warmelampe verfiigen miissen. Das Ressort schétzt dazu nachvollziehbar, dass etwa 25
Prozent der Ziichter noch nicht tiber eine geeignete Warmequelle verfiigt und z. B. ein

Warmelampe anschaffen muss (Fallzahl 8.125, 25 Euro im Einzelfall).

Auch durch das Erfordernis, dass fiir Welpen kiinftig ein Auslaufgehege bereitgestellt
werden muss, entsteht einmaliger Erfiillungsaufwand und zwar von insgesamt etwa
406.000 Euro. Der Ressortschdtzung liegt ebenfalls die Annahme zugrunde, dass etwa 25
Prozent der Ziichter bisher noch kein entsprechendes Gehege vorhalten (Fallzahl 8.125)

und dass ein solches Auslaufgehege fiir Welpen etwa 50 Euro im Einzelfall kostet.
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Den einmaligen Erfiillungsaufwand fiir die Anschaffung zusétzlicher Liegeplatze fiir
Hunde in Gruppenhaltung beziffert das Ressort nachvollziehbar mit insgesamt 625.000
Euro (Fallzahl 25.000, Sachkosten im Einzelfall 25 Euro).

Das Ressort schitzt nachvollziehbar, dass durch die Vergréofierung der Mindestmafle
eines Zwingers ein einmaliger Erfiillungsaufwand von insgesamt etwa 4 Mio. Euro ent-
steht. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass etwa 70 Prozent der bestehenden Hunde-
ztichter den Zwinger vergroéfsern muss (Fallzahl 17.500) und dass die Mehrkosten fiir die

Vergrofierung im Einzelfall durchschnittlich bei etwa 250 Euro liegen.

Den zusitzlichen jahrlichen Erfiilllungsaufwand, der fiir neue Ziichter durch das Erfor-
dernis von grofleren Zwingern entsteht, beziffert das Ressort nachvollziehbar mit rund
175.000 Euro. Das Ressort geht dabei davon aus, dass jahrlich etwa 5.000 neue Ztichter
hinzukommen, von denen 70 Prozent kiinftig eine grofiere Zwingerfldche bereitstellen
miissen (Fallzahl 1.750). und dass die Mehrkosten fiir einen grofieren Zwinger im Einzel-

fall bei etwa 100 Euro liegen.

Den zusitzlichen jahrlichen Erfiillungsaufwand fiir neue Ziichter, die ihre Hunde in der
Gruppe halten und zusitzliche Liegeplidtze anschaffen miissen, beziffert das Ressort
nachvollziehbar mit 32.000 Euro (jahrliche Fallzahl 1.250, Sachkosten im Einzelfall 25

Euro).

Den zusitzlichen jahrlichen Erfiillungsaufwand, der Ziichtern dadurch entsteht, dass
Welpen bis zu einem Alter von zwanzig Wochen kiinftig vier Stunden pro Tag Umgang
mit einer Betreuungsperson haben miissen, beziffert das Ressort nachvollziehbar mit
insgesamt etwa 780.000 Euro. Das Ressort hat dazu zwei unterschiedliche Annahmen
getroffen, die den Umfang berticksichtigen, in dem die Ziichter titig werden. Den zusatz-
lichen jahrlichen Erfiillungsaufwand fiir Ziichter, die in groflerem Umfang tatig sind,
beziffert das Ressort nachvollziehbar mit 624.000 Euro (jahrliche Fallzahl 100, Stundensatz
gem. Leitfaden von 15,60 Euro, 400 Stunden pro Jahr). Den zusétzlichen jahrlichen Erfiil-
lungsaufwand fiir Ziichter, die in kleinerem Umfang ztichten, beziffert das Ressort mit
etwa 157.000 Euro. Dem liegt die plausible Annahme zugrunde, dass der Zuchtbetrieb in
kleinerem Umfang tiberwiegend im eigenen Haushalt stattfindet und nur ein sehr kleiner
Anteil dieser Ziichter die neuen Mindestanforderungen bisher nicht bereits erfillt (jahrli-
che Fallzahl 45, 3.500 Stunden zusétzlich jahrlich, Stundensatz gemafs Leitfaden 15,60

Euro).

Nutztiertransport
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Den einmaligen Erfiillungsaufwand, der den Inhabern von Betrieben entsteht, die Nutz-
tiere transportieren und die einige ihrer Fahrzeuge anpassen miissen, damit auch Trans-
porte an Tagen mit hohen Temperaturen moglich sind, beziffert das Ressort nachvoll-
ziehbar mit insgesamt rund 1,1 Mio. Euro (Anzahl der anzupassenden Fahrzeuge 172
(davon 155 nachzuriisten mit 7000 Euro Sachkosten im Einzelfall und 17 hoherwertige

Neuanschaffungen mit 3.500 Euro hoherem Anschaffungspreis).
Verwaltung (Linder/Kommunen)

Das Ressort schitzt, dass fiir die Verwaltungen der Lander ein zusatzlicher jahrlicher

Erfiillungsaufwand von insgesamt 144.000 Euro anfallt.

Den zusitzlichen jahrlichen Kontrollaufwand fiir die verscharften Anforderungen fiir
den Transport von Nutztieren beziffert das Ressort nachvollziehbar mit rund 48.000 Euro
(jahrliche Fallzahl 431 Kommunen, 3 Std. zusétzlich im Einzelfall, Stundensatz gem. Leit-

faden 37,30 Euro).

Den zusitzlichen jahrlichen Kontrollaufwand fiir die neuen Anforderungen an gewerb-
liche Ziichter beziffert das Ressort nachvollziehbar mit insgesamt 24.000 Euro (jahrliche
Fallzahl rund 2.600, Erhchung von ohnehin stattfindenden Kontrollen um durchschnitt-
lich 15 Minuten, Stundensatz gemafs Leitfaden 37,30 Euro).

Den zusitzlichen jahrlichen Verwaltungsaufwand fiir die Ahndung von Verstofsen
beziffert das Ressort nachvollziehbar mit 40.000 Euro (jahrliche Fallzahl 2.155, Bearbei-

tungszeit 30 Minuten im Einzelfall, Stundensatz gem. Leitfaden 37,30 Euro).

Die Uberwachung der neuen Regelungen fiir Hunde-Ausstellungen 16st zusétzlichen
jahrlichen Erfiillungsaufwand von insgesamt 32.000 Euro aus. Dazu stellt das Ressort
nachvollziehbar dar, dass die jahrliche Fallzahl entsprechender Ausstellungen voraus-
sichtlich bei durchschnittlich zwei pro Kommune liegt (rund 860) und die zusé&tzliche
Uberpriifung (die zusitzlich zu ohnehin vorzunehmenden Kontrollen) etwa 60 Minuten
im Einzelfall dauert (Stundensatz gem. Leitfaden 37,30 Euro, durchschnittlicher Mehr-
aufwand pro Kommune 3 Std im Jahr, Fallzahl 431, Stundensatz gem. Leitfaden 37,30

Euro).
II.2. Bewertung der Schitzungen

Das Ressort hat die Lander und Verbande insgesamt zweimal beteiligt und die eingegan-
genen Stellungnahmen dem NKR tibersandt. Soweit Lander und Verbande zum Erfiil-

lungsaufwand Stellung genommen haben, so enthielten diese eher allgemeine Hinweise.
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Das Ressort hat die Hinweise aus den Anhorungen gepriift und die Schatzungen darauf-
hin an einigen Stellen entsprechend der Intention der Hinweise angepasst. Die Schiatzun-

gen sind demnach plausibel.
IL.3. ,One in one out’-Regel

Im Sinne der ,One in one out’-Regel der Bundesregierung stellt der jahrliche Erfiillungs-
aufwand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein ,In” von 988.000 Euro dar.
Dieses wird kompensiert durch die Entlastungen aus der Vierten Verordnung zur Ande-
rung von Vorschriften zur Durchfiihrung des gemeinschaftlichen Lebensmittelhygiene-
rechts und dem Zweiten Gesetz zur Anderung des Direktzahlungen-

Durchfiihrungsgesetzes.
II.4. Begrenzung des einmaligen Erfiillungsaufwands

Das Ressort hat fiir die Tierschutz-Hundeverordnung das Konzept der Bundesregierung
zur Begrenzung des einmaligen Erfuillungsaufwands angewandt. Es wurde gepriift, ob
und wenn ja wie das Regelungsziel der einzelnen Tatbestinde durch andere giinstigere
Umsetzungsvarianten erreicht werden kann. Gepriift wurde insbesondere, ob die vorge-
sehenen Ubergangsfristen von zwdlf Monaten (neue Anforderungen an die Gruppenhal-
tung, Anforderungen an die Hundezucht, Verbot der Anbindehaltung) bzw. 24 Monaten
(Vergrofserung der Zwingergrundflidche fiir Hiindinnen mit Welpen) fiir die Umstellung
der Betriebe ausreichen. Es handelt sich dabei um verhéltnisméfig geringe bauliche Ver-
anderungen bzw. Veridnderungen an der Einrichtung. Die Ubergangsfristen wurden
grofiziigig gewahlt, die entsprechenden Anschaffungen bzw. Um- und Neubaumafsnah-
men werden als im Rahmen dieser Ubergangsfristen durchfiihrbar beurteilt. Der erforder-
liche Umstellungsaufwand wurde im Rahmen der fachlichen Beratungen des Regelungs-
entwurfes berticksichtigt. Sofern tierschutzfachlich vertretbar, wurden die Anforderungen
als Zielvorgabe formuliert, die alternative Umsetzungsvarianten zulassen und den Um-
stellungsaufwand dadurch moglichst geringhalten. Beispiele sind § 3 Absatz 4 (Gewahr-
leistung einer bestimmten Lufttemperatur im Liegebereich der Welpen z.B. durch Warme-
lampe, Warmematte oder Heizung) und § 3 Absatz 5 (Hiindinnen miissen sich von ihren
Welpen zuriickziehen konnen, z.B. durch eine erhohte Liegefldche oder eine Abtrennung).
Eine Unterstiitzung der unmittelbar betroffenen Unternehmen wurde gepriift und als

nicht notwendig beurteilt.
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IIl. Ergebnis

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine
Einwédnde gegen die Darstellung der Regelungsfolgen in dem vorliegenden Regelungs-

entwurf.

Dr. Johannes Ludewig Dorothea Storr-Ritter

Vorsitzender Berichterstatterin
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	Änderung der Tierschutz-Hundeverordnung
	Die Tierschutz-Hundeverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 2001 (BGBl. I S. 838), die durch Artikel 3 der Verordnung vom 12. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4145) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
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	4. § 5 wird wie folgt geändert:
	„(2) Ein Hund darf in Räumen oder Raumeinheiten, die nach ihrer Zweckbestimmung nicht dem Aufenthalt von Menschen dienen, nur dann gehalten werden, wenn

	5. § 6 wird wie folgt geändert:
	6. § 7 wird wie folgt gefasst:
	„§ 7
	Anbindehaltung
	(1) Hunde dürfen nicht angebunden gehalten werden.
	(2) Ein Hund, der für eine Tätigkeit an wechselnden Orten ausgebildet wird oder wurde und für die Verrichtung der Tätigkeit vorübergehend an einem anderen Ort als dem Ort, wo er dauerhaft gehalten wird, untergebracht wird, darf dort angebunden gehalte...


	7. § 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	8. § 10 wird wie folgt gefasst:
	9. § 12 wird wie folgt geändert:
	„(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 18 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b des Tierschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 10 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, einen Hund ausstellt oder eine Ausstellung veranstaltet.“

	10. Nach § 12 wird folgender § 13 eingefügt:
	„§ 13
	Anwendungsbestimmungen
	(1) § 2 Absatz 2 und §§ 3 und 7 in der sich jeweils aus Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 und 6 der Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Hundeverordnung und der Tierschutztransportverordnung vom ... (BGBl. I S. ...) [einsetzen: Verkündungs...
	(2) § 6 Absatz 2 in der sich aus Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a der Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Hundeverordnung und der Tierschutztransportverordnung vom ... (BGBl. I S. ...) [einsetzen: Verkündungsdaten dieser Änderungsverordnung] ergebend...




	Artikel 2
	Änderung der Tierschutztransportverordnung
	Die Tierschutztransportverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Februar 2009 (BGBl. I S. 375), die zuletzt durch Artikel 9 Absatz 14 des Gesetzes vom 3. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2178) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 10 wird wie folgt geändert:
	2. § 21 wird wie folgt geändert:
	3. In § 5 Satz 1, § 6 Satz 1, § 7 Absatz 1 Satz 1, § 9 Absatz 1 Satz 1, den §§ 11,12 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sowie in § 13 Absatz 1 Satz 1 wird jeweils das Wort „unionsrechtliche“ durch das Wort „unionsrechtlichen“ ersetzt.


	Artikel 3
	Inkrafttreten
	Diese Verordnung tritt am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des ersten auf die Verkündung folgenden Quartals] in Kraft.
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